
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Florian Siekmann BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 18.02.2019

EU-Mitgliedstaaten im bayerischen Landesrecht

Die Staatsregierung hat anlässlich der Vorbereitung des Bayerischen Brexit-Übergangs-
gesetzes (BayBrexitÜG), das dem Landtag am 05.02.2019 zugeleitet wurde, insgesamt 
79 Gesetze und Verordnungen ermittelt, in denen in Tatbestand oder Rechtsfolge auf 
die Eigenschaft eines Staates als Mitgliedstaat der Europäischen Union (EU) Bezug 
genommen wird.

Ich frage die Staatsregierung:

1. Welche Gesetze und Verordnungen im bayerischen Landesrecht beziehen sich in
Tatbestand oder Rechtsfolge auf die Eigenschaft eines Staates als Mitgliedstaat der
EU (bitte vollständig auflisten)?

Antwort
der Staatskanzlei 
vom 05.03.2019

Zu 1.:

Die erbetene Auflistung der von der Staatsregierung identifizierten Gesetze und Ver-
ordnungen im bayerischen Landesrecht, die sich in Tatbestand oder Rechtsfolge auf 
die Eigenschaft eines Staates als Mitgliedstaat der Europäischen Union beziehen, ist 
diesem Schreiben als Anlage beigefügt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de – Dokumente abrufbar. 
Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen/Tagesübersicht zur Verfügung.
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A. Bayerische Staatskanzlei 

1. Bayerisches Mediengesetz 

Art. 26 Genehmigung des Angebots 

(1) 1Die Landeszentrale genehmigt die Verbreitung des 

Angebots nur, wenn  

1. der Anbieter seinen Sitz oder Wohnsitz in Deutsch-

land, einem sonstigen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum hat [...] 

Art. 35 Weiterverbreitung 

(1) Unbeschadet der Regelungen in § 51b Abs. 1 und 2 

des Rundfunkstaatsvertrags ist die zeitgleiche und unver-

änderte Weiterverbreitung von Rundfunkprogrammen in 

Kabelanlagen zulässig bei […] 

3. Fernsehprogrammen, die in einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union rechtmäßig 

veranstaltet werden, [...]

2. Bayerisches Pressegesetz 

Art. 5 [Verantwortlicher Redakteur] 

(1) Bei jeder Zeitung muss mindestens ein verantwortlicher 

Redakteur bestellt werden.  

(2) Als verantwortlicher Redakteur darf nicht tätig sein und 

beschäftigt werden, wer  

1. seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in ei-

nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum hat.[2]  

2. infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Beklei-

dung öffentlicher Ämter, die Fähigkeit, Rechte aus 

öffentlichen Wahlen zu erlangen, oder das Recht, 

in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 

stimmen, nicht besitzt, 

3. nicht unbeschränkt geschäftsfähig ist. 

(3) Wer nur mit besonderer Zustimmung oder Genehmi-

gung strafrechtlich verfolgt werden kann, darf nicht ver-

antwortlicher Redakteur für den politischen Teil einer 

Zeitung oder Zeitschrift sein.  

(4) Absatz 2 Nr. 3 gilt nicht für Druckwerke, die von Ju-

gendlichen für Jugendliche herausgegeben werden.  
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B. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration 

3. Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 

Art. 8a Grundsätze der Hilfeleistung 

(1) Jede Behörde leistet Behörden anderer Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union auf Ersuchen Hilfe, soweit dies 

nach Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen Union 

geboten ist.  

(2) Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union können um Hilfe ersucht werden, soweit dies nach 

Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen Union zuge-

lassen ist. Um Hilfe ist zu ersuchen, soweit dies nach 

Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen Union gebo-

ten ist.  

(3) Art. 5, 7 und 8 Abs. 2 sind entsprechend anzuwenden, 

soweit Rechtsakte der Europäischen Union nicht entge-

genstehen. 

Art. 8b Form und Behandlung der Ersuchen 

(1) 1Ersuchen sind in deutscher Sprache an Behörden 

anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu rich-

ten; soweit erforderlich, ist eine Übersetzung beizufügen. 
2Die Ersuchen sind gemäß den gemeinschaftsrechtlichen 

Vorgaben und unter Angabe des maßgeblichen Rechts-

akts zu begründen. 

(2) 1Ersuchen von Behörden anderer Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union dürfen nur erledigt werden, wenn sich 

ihr Inhalt in deutscher Sprache aus den Akten ergibt. 
2Soweit erforderlich, soll bei Ersuchen in einer anderen 

Sprache von der ersuchenden Behörde eine Übersetzung 

verlangt werden. 

(3) Ersuchen von Behörden anderer Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union können abgelehnt werden, wenn sie 

nicht ordnungsgemäß und unter Angabe des maßgebli-

chen Rechtsakts begründet sind und die erforderliche 

Begründung nach Aufforderung nicht nachgereicht wird. 

Art. 8c Kosten der Hilfeleistung 

Ersuchende Behörden anderer Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union haben Verwaltungsgebühren oder Ausla-

gen nur zu erstatten, soweit dies nach Maßgabe von 

Rechtsakten der Europäischen Union verlangt werden 

kann. 

Art. 8d Mitteilungen von Amts wegen 

(1) 1Die zuständige Behörde teilt den Behörden anderer 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Kommis-

sion Angaben über Sachverhalte und Personen mit, soweit 

dies nach Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen 

Union geboten ist. 2Dabei sollen die hierzu eingerichteten 

Informationsnetze genutzt werden. 

(2) Übermittelt eine Behörde Angaben nach Abs. 1 an die 

Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union, unterrichtet sie den Betroffenen über die Tatsache 

der Übermittlung, soweit Rechtsakte der Europäischen 

Union dies vorsehen; dabei ist auf die Art der Angaben 

sowie auf die Zweckbestimmung und die Rechtsgrundlage 

der Übermittlung hinzuweisen. 

4. Spielbankgesetz 

Art. 4b Sperrdatei 

(1) Die Staatliche Lotterieverwaltung errichtet eine Sperr-

datei.  

(2) 1In der Sperrdatei werden Störersperren im Sinn des 

Art. 4a Abs. 2 Satz 3 gespeichert, soweit und solange dies 

nach dem Zweck der Sperre erforderlich ist. 2Das gilt auch 

für Störersperren, die von den zuständigen Stellen der 

anderen Länder, von deutschen Spielbanken und von 

Spielbanken in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

sowie der Schweiz nach Bayern übermittelt werden.  

(3) Für die in der Sperrdatei zu speichernden Daten gelten 

§ 23 Abs. 1 und 5 GlüStV entsprechend.  

(4) 1Den bayerischen Spielbanken werden auf Anfrage die 

Sperrdaten nach Abs. 2 zum Zweck der Überwachung der 

auf Störersperren beruhenden Teilnahmeverbote nach der 

Spielbankordnung mitgeteilt. 2Den für Sperrdateien im 

Sinn des Abs. 2 zuständigen Stellen anderer Länder und 

den anderen deutschen Spielbanken werden die Sperrda-

ten übermittelt, soweit dies zur Kontrolle von mit der Spiel-

bankordnung vergleichbaren, auf Störersperren beruhen-

den Teilnahmeverboten des jeweiligen Landesrechts 

erforderlich ist. 3Eine Übermittlung der Sperrdaten an 

Spielbanken in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

sowie der Schweiz ist zulässig, soweit Gegenseitigkeit und 

die ausschließliche Verwendung zum Zweck der Kontrolle 

von mit der Spielbankordnung vergleichbaren, auf Störer-

sperren beruhenden Teilnahmeverboten gewährleistet 

sind. 4Die Datenübermittlung kann durch automatisierte 

Abrufverfahren erfolgen; erteilte Auskünfte und Zugriffe im 

elektronischen System sind zu protokollieren. 5Die nach 

Satz 4 protokollierten Daten dürfen nur zur Kontrolle der 

Zugriffsberechtigungen auf das elektronische System 

verwendet werden; sie sind durch technische und organi-

satorische Maßnahmen gegen zweckfremde Verwendung 

zu schützen. 6Sonstige Datenübermittlungen sind nur nach 

Maßgabe und in entsprechender Anwendung des § 23 

Abs. 3 GlüStV zulässig. 
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5. Spielbankordnung 

§ 6 Besucherdatei 

(1) 1Die Spielbank hat eine Besucherdatei zu führen. 
2Darin sind Vor- und Zuname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Beruf, Staatsangehörigkeit, Anschrift, Art, Nummer und 

ausstellende Behörde des amtlichen Ausweises, Besuchs-

tage sowie Beginn und Ende der Spielverbote nach § 3 

Nrn. 3, 4 und 5 festzuhalten. 3Die Daten der Besucherdatei 

sind nach Ablauf der auf den letzten Besuch folgenden 

zwei Kalenderjahre zu löschen, es sei denn die weitere 

Speicherung der Daten ist im Einzelfall erforderlich oder 

allgemein durch besondere gesetzliche Regelungen vor-

gesehen. 4Für das Kleine Spiel kann von der Führung 

einer Besucherdatei abgesehen werden.  

(2) Die Spielbank kann von den Besuchenden Auskünfte 

und geeignete Nachweise über die persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse zur Prüfung eines Spielver-

bots verlangen.  

(3) 1Besteht ein Spielverbot nach § 3 Nrn. 3, 4 oder 5, so 

kann diese Sperre unter Verwendung der in der Besucher-

datei nach Absatz 1 gespeicherten Daten anderen Spiel-

banken mitgeteilt werden. 2Die Spielbank kann Sperren 

anderer Spielbanken übernehmen. 3Eine Übermittlung an 

ausländische Spielbanken außerhalb der Europäischen 

Union ist nur zulässig, wenn die Datenschutzbestimmun-

gen des Landes ein angemessenes Schutzniveau gewähr-

leisten. 4Die Spielbank soll den Betroffenen in Kenntnis 

setzen, welchen Spielbanken die Sperre übermittelt wird.  

6. Sparkassengesetz 

Art. 23 Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über den Sparkassenverband Bayern und 

dessen Prüfungsstelle wird durch das Staatsministerium 

geführt. […] 

(3) Das Staatsministerium überwacht gegenüber der Prü-

fungsstelle die Einhaltung der sich aus Art. 22 Abs. 2 

Sätze 3 und 4 ergebenden Pflichten. Es kann hierzu Un-

tersuchungen durchführen, dabei auch Dritte heranziehen, 

und geeignete Maßnahmen anordnen. Erhält es konkrete 

Hinweise auf Pflichtverstöße seitens der zuständigen 

Stelle eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union, hat es diese zu untersuchen und geeignete Maß-

nahmen anzuordnen. Es kann bei erheblichen Pflichtver-

stößen vom Sparkassenverband Bayern die Abberufung 

des Leiters der Prüfungsstelle und seines Stellvertreters 

verlangen. Das Staatsministerium veröffentlicht jährlich ein 

Arbeitsprogramm und einen Tätigkeitsbericht zur Überwa-

chung der Prüfungsstelle. 

7. Versorgungswesengesetz 

Art. 22 Mitteilungen an Versicherungsträger 

(1) In Fällen der Befreiung von der Versicherungspflicht in 

der gesetzlichen Rentenversicherung sind die Versor-

gungsanstalten berechtigt, dem zuständigen Versiche-

rungsträger das Bestehen oder das Ende einer Mitglied-

schaft sowie die Beitragspflicht und deren Umfang mitzu-

teilen.  

(2) Zur Prüfung des Vorliegens der gesundheitlichen Vo-

raussetzungen für beantragte Leistungen sind die Versor-

gungsanstalten berechtigt, Daten über die Gesundheit 

ihrer Mitglieder, Versicherten und Leistungsberechtigten zu 

erheben, zu speichern, zu nutzen und diese Daten an 

andere öffentliche Versorgungsträger innerhalb der Mit-

gliedstaaten der Europäischen Union und der anderen 

Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum sowie der Schweiz zu übermitteln.  

8. Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz 

Art. 1 Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt bei Gemeinde- und Landkreiswahlen 

sind alle Personen, die am Wahltag  

1. Unionsbürger sind, 

2. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

3. sich seit mindestens zwei Monaten im Wahlkreis mit 

dem Schwerpunkt ihrer Lebensbeziehungen aufhalten, 

4. nicht nach Art. 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

(2) Unionsbürger sind alle Deutschen im Sinn des Art. 116 

Abs. 1 des Grundgesetzes sowie die Staatsangehörigen 

der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union.  

(3) 1Der Aufenthalt mit dem Schwerpunkt der Lebensbe-

ziehungen wird dort vermutet, wo die Person gemeldet ist. 
2Ist eine Person in mehreren Gemeinden gemeldet, wird 

dieser Aufenthalt dort vermutet, wo sie mit der Hauptwoh-

nung gemeldet ist. 3Bei der Berechnung der Frist nach 

Abs. 1 Nr. 3 wird der Tag der Aufenthaltsnahme in die Frist 

einbezogen.  

(4) Wer das Wahlrecht in einer Gemeinde oder in einem 

Landkreis infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb 

eines Jahres seit dem Wegzug in den Wahlkreis zurück-

kehrt, ist mit dem Zuzug wieder wahlberechtigt.  
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Art. 21 Wählbarkeit für das Amt des Gemeinderatsmit-

glieds und des Kreisrats 

(1) Für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds oder eines 

Kreisrats ist jede Person wählbar, die am Wahltag 

1. Unionsbürger im Sinn von Art. 1 Abs. 2 ist,[...] 

9. Gemeindeordnung 

Art. 15 Einwohner und Bürger 

(2) Gemeindebürger sind die Gemeindeangehörigen, die in 

ihrer Gemeinde das Recht, an den Gemeindewahlen 

teilzunehmen, besitzen. 

Art. 18 Mitberatungsrecht (Bürgerversammlung) 

(2) 1Eine Bürgerversammlung muß innerhalb von drei 

Monaten stattfinden, wenn das von mindestens 5 v.H., in 

den Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern von 

mindestens 2,5 v.H. der Gemeindebürger unter Angabe 

der Tagesordnung schriftlich beantragt wird [...]. 

(3) 1Das Wort können grundsätzlich nur Gemeindeangehö-

rige erhalten. 2Ausnahmen kann die Bürgerversammlung 

beschließen; der Vorsitzende soll einem Vertreter der 

Aufsichtsbehörde auf Verlangen das Wort erteilen. 3Den 

Vorsitz in der Versammlung führt der erste Bürgermeister 

oder ein von ihm bestellter Vertreter. 4Stimmberechtigt 

sind ausschließlich Gemeindebürger. 

Art. 18 a Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

(1) Die Gemeindebürger können über Angelegenheiten 

des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde einen Bür-

gerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). 

[...] 

(6) Ein Bürgerbegehren muss in Gemeinden 

bis zu 10.000 Einwohnern von mindestens 10 v.H., 

bis zu 20.000 Einwohnern von mindestens 9 v.H., 

bis zu 30.000 Einwohnern von mindestens 8 v.H., 

bis zu 50.000 Einwohnern von mindestens 7 v.H., 

bis zu 100.000 Einwohnern von mindestens 6 v.H., 

bis zu 500.000 Einwohnern von mindestens 5 v.H., 

mit mehr als 500.000 Einwohnern von mindestens 3 v.H. 

der Gemeindebürger unterschrieben sein. 

[...] 

(10) 1Der Bürgerentscheid ist an einem Sonntag innerhalb 

von drei Monaten nach der Feststellung der Zulässigkeit 

des Bürgerbegehrens durchzuführen; der Gemeinderat 

kann die Frist im Einvernehmen mit den vertretungsbe-

rechtigten Personen des Bürgerbegehrens um höchstens 

drei Monate verlängern. 2Die Kosten des Bürgerentscheids 

trägt die Gemeinde. 3Stimmberechtigt ist jeder Gemeinde-

bürger. 4Die Möglichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu 

gewährleisten. 

(11) 1Ist in einem Stadtbezirk ein Bezirksausschuß gebildet 

worden, so kann über Angelegenheiten, die diesem Be-

zirksausschuß zur Entscheidung übertragen sind, auch 

innerhalb des Stadtbezirks ein Bürgerentscheid stattfinden. 
2Stimmberechtigt ist jeder im Stadtbezirk wohnhafte Ge-

meindebürger. [...]. 

Art. 18b Bürgerantrag 

(1) 1Die Gemeindebürger können beantragen, dass das 

zuständige Gemeindeorgan eine gemeindliche Angele-

genheit behandelt (Bürgerantrag). 2Ein Bürgerantrag darf 

nicht Angelegenheiten zum Gegenstand haben, für die 

innerhalb eines Jahres vor Antragseinreichung bereits ein 

Bürgerantrag gestellt worden ist. 

[...] 

(3) 1Der Bürgerantrag muss von mindestens 1 v.H. der 

Gemeindeeinwohner unterschrieben sein. 
2Unterschriftsberechtigt sind die Gemeindebürger. 

(6) 1In Gemeinden, in denen Bezirksausschüsse gebildet 

sind, können in Angelegenheiten, für die die Bezirksaus-

schüsse zuständig sind, Bürgeranträge gestellt werden. 
2Hierfür gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend mit der 

Maßgabe, dass 

1. unterschriftsberechtigt nur ist, wer im Zuständigkeits-

bereich des Bezirksausschusses Gemeindebürger ist, 

[...] 

10. Landkreisordnung 

Art. 11 Kreiseinwohner und Kreisbürger 

(2) Kreisbürger sind alle Kreisangehörigen, die das Wahl-

recht für die Kreiswahlen besitzen. 

Art. 12a Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

(1) Die Kreisbürger können über Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungskreises des Landkreises einen Bürger-

entscheid beantragen (Bürgerbegehren). 

[...] 

(5) 1Das Bürgerbegehren kann nur von Personen unter-

zeichnet werden, die am Tag der Einreichung des Bürger-

begehrens Kreisbürger sind. [...] 

(6) Ein Bürgerbegehren muss in Landkreisen bis zu 

100.000 Einwohnern von mindestens 6 v.H., im übrigen 

von mindestens 5 v.H. der Kreisbürger unterschrieben 

sein. 

(7) 1Ist eine kreisangehörige Gemeinde von einer Maß-

nahme des Landkreises besonders betroffen, so kann ein 

Bürgerentscheid über diese Maßnahme auch von den 

Bürgern dieser Gemeinde beantragt werden. 2Dieses 
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Bürgerbegehren muß von mindestens 25 vom Hundert der 

Gemeindebürger unterzeichnet sein. 3Die Vorschriften der 

Absätze 1 bis 5 finden entsprechend Anwendung. 

[...] 

(10) 1Der Bürgerentscheid ist an einem Sonntag innerhalb 

von drei Monaten nach der Feststellung der Zulässigkeit 

des Bürgerbegehrens durchzuführen; der Kreistag kann 

die Frist im Einvernehmen mit den vertretungsberechtigten 

Personen des Bürgerbegehrens um höchstens drei Mona-

te verlängern. 2Die Kosten des Bürgerentscheids trägt der 

Landkreis. 3Stimmberechtigt ist jeder Kreisbürger. 4Die 

Möglichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu gewährleis-

ten. 

Art. 12b Bürgerantrag 

(1) 1Die Kreisbürger können beantragen, dass das zustän-

dige Kreisorgan eine Kreisangelegenheit behandelt (Bür-

gerantrag). [...] 

(3) 1Der Bürgerantrag muss von mindestens 1 v.H. der 

Kreiseinwohner unterschrieben sein. 2Unterschriftsberech-

tigt sind die Kreisbürger. 

11. Bayerisches Datenschutzgesetz 

Art. 4 Begriffsbestimmungen 

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über 

persönliche oder sachliche Verhältnisse bestimmter oder 

bestimmbarer natürlicher Personen (Betroffene).  

[…] 

(10) 1Dritte sind alle Personen oder Stellen außerhalb der 

speichernden Stelle. 2Dritte sind nicht die Betroffenen 

sowie diejenigen Personen und Stellen, die im Inland, in 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 

in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum personenbezogene Daten 

im Auftrag erheben, verarbeiten oder nutzen. 

12. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen, des 

Heilberufe-Kammergesetzes und des Bayerischen Architektengesetzes 

§ 2 Übergangsbestimmung für die Bayerische Ärzte-

versorgung 

1Ärzte, Tierärzte und Zahnärzte, die vor dem 1. Januar 

2003 die Voraussetzungen für die Pflichtmitgliedschaft bei 

der Bayerischen Ärzteversorgung nur deshalb nicht erfüllt 

haben, weil sie nicht Deutsche im Sinn des Art. 116 des 

Grundgesetzes sind oder weil sie als Staatsangehörige 

eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union oder 

diesen auf Grund des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum Gleichgestellte die Pflichtmitgliedschaft 

bei der Bayerischen Ärzteversorgung nicht oder nicht 

rechtzeitig beantragt haben, gelten als von der Pflichtmit-

gliedschaft bei der Bayerischen Ärzteversorgung befreit, 

solange sie auf diese Befreiung nicht verzichten. 2Der 

Verzicht auf die Befreiung ist bis zum 31. Dezember 2003 

zu erklären. 3Der Verzicht wirkt ab dem Tag, ab dem die 

gesetzlichen Voraussetzungen für die Pflichtmitgliedschaft 

erfüllt sind, soweit keine Ausnahmen nach der Satzung der 

Bayerischen Ärzteversorgung vorliegen, frühestens jedoch 

ab 1. Januar 2003.  

 

13. Bayerisches Katastrophenschutzgesetz 

Art. 3a Externe Notfallpläne 

(4) Der externe Notfallplan muss Angaben enthalten über: 

[...] 

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatzkräfte ande-

rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Fall eines 

schweren Unfalls mit möglichen grenzüberschreitenden 

Folgen. […] 

(8) 1Könnte ein anderer Mitgliedstaat der Europäischen 

Union von den grenzüberschreitenden Wirkungen eines 

Betriebs im Sinn von Absatz 1 Satz 1 betroffen werden, 

macht die Kreisverwaltungsbehörde den von dem Mit-

gliedstaat benannten Behörden ausreichende Informatio-

nen zugänglich, damit sie gegebenenfalls die Bestimmun-

gen der Art. 12 bis 14 der in Abs. 1 genannten Richtlinie 

anwenden können. 2Bei einem nahe am Hoheitsgebiet 

eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 

gelegenen Betrieb unterrichtet die Kreisverwaltungsbehör-

de die von dem Mitgliedstaat benannten Behörden über 

Entscheidungen gemäß Abs. 1 Satz 2. 3Wenn der andere 

Mitgliedstaat die zu beteiligenden Behörden nicht benannt 

hat, ist jeweils die oberste für Katastrophenschutz zustän-

dige Behörde des anderen Mitgliedstaats zu unterrichten.  

[…] 
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14. Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen Staatlichen Polizei 

Art. 57 Übermittlung an öffentliche Stellen der Mit-

gliedstaaten und an Organisationen der Europäischen 

Union 

Die Polizei kann personenbezogene Daten unter den 

gleichen Voraussetzungen wie im Inland an Behörden und 

sonstige öffentliche Stellen 

1. eines Mitgliedstaats oder einer Organisation der Euro-

päischen Union oder 

2. eines Staats, der die Bestimmungen des Schengen-

Besitzstandes auf Grund eines Assoziierungsüberein-

kommens mit der Europäischen Union über die Umset-

zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-

Besitzstandes anwendet (Schengenassoziierter Staat) 

übermitteln. 

Art. 58 Übermittlung an öffentliche Stellen in Drittstaa-

ten und an internationale Organisationen 

(1) 1 Die Polizei kann personenbezogene Daten an Behör-

den und sonstige öffentliche Stellen anderer als der in Art. 

57 genannten Staaten (Drittstaaten) sowie an internationa-

le Organisationen übermitteln, wenn dies auf Grund eines 

konkreten Ermittlungsansatzes zur Verhütung, Unterbin-

dung oder Verfolgung von Straftaten oder zur Abwehr von 

sonstigen Gefahren für die öffentliche Sicherheit erforder-

lich ist, die empfangende Stelle für diese Zwecke zustän-

dig ist und [...] 

3.  [...] die Übermittlung erforderlich ist [...] 

c)  zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für die öf-

fentliche Sicherheit eines Mitgliedstaats der Euro-

päischen Union oder eines Drittstaats. 

(3) 1 In Fällen, in denen personenbezogene Daten aus 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 

übermittelt wurden, muss dieser der Übermittlung durch 

die Polizei zuvor nach seinem Recht zugestimmt haben. 2 

Ohne Zustimmung ist eine Übermittlung durch die Polizei 

nur dann zulässig, wenn diese erforderlich ist, um eine 

gegenwärtige Gefahr für 

1. die öffentliche Sicherheit eines Mitgliedstaats der Euro-

päischen Union oder eines Drittstaats oder 

2. die wesentlichen Interessen des Bundes, eines Landes 

oder eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union 

abzuwehren und die Zustimmung nicht rechtzeitig einge-

holt werden kann. 3 Die Behörde oder Stelle des anderen 

Mitgliedstaats der Europäischen Union, die für die Ertei-

lung der Zustimmung zuständig ist, wird im Fall des Satzes 

2 unverzüglich unterrichtet. 4 Die Polizei stellt in geeigneter 

Weise sicher, dass ein empfangender Drittstaat oder eine 

empfangende internationale Organisation personenbezo-

gene Daten nur dann an einen anderen Drittstaat oder 

eine andere internationale Organisation weiterleitet, wenn 

hierfür eine Zustimmung der übermittelnden Stelle vorliegt. 

Art. 59 Übermittlung an nichtöffentliche Stellen 

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an 

nichtöffentliche Stellen eines Mitgliedstaats der Europäi-

schen Union oder eines Schengenassoziierten Staats 

gelten die Abs. 1 bis 3 entsprechend. 

15. Bayerisches Verfassungsschutzgesetz 

Art. 25 Informationsübermittlung durch das Landes-

amt 

(1a) Abs. 1 gilt entsprechend für die Übermittlung von 

Informationen an 

1. öffentliche und nicht-öffentliche Stellen in Mitglied-

staaten der Europäischen Union, 

2. zwischen- und überstaatliche Stellen der Europäi-

schen Union oder deren Mitgliedstaaten und 

3.  öffentliche Stellen von Staaten, welche die Bestim-

mungen des Schengen-Besitzstandes auf Grund ei-

nes Assoziierungsübereinkommens mit der Europäi-

schen Union über die Umsetzung, Anwendung und 

Entwicklung des Schengen-Besitzstandes anwen-

den. 
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C. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 

16. Bayerisches Eisenbahn- und Seilbahngesetz 

Art. 20 Begriffsbestimmungen 

[…] 

(7) Altanlagen sind Seilbahnen, deren technische Planung 

nach Art. 24 des Bayerischen Eisenbahn- und Bergbahn-

gesetzes in der bis zum 31. Mai 2003 geltenden Fassung 

genehmigt wurde, deren Bau vor dem 1. Juli 2003 begon-

nen hat und deren Betriebseröffnung nach Art. 25 vor dem 

3. Mai 2004 erfolgt ist, soweit einer verspäteten Betriebs-

eröffnung unter Verlängerung der gesetzten Frist seitens 

der Aufsichtsbehörde nicht zugestimmt wurde oder die vor 

dem 3. Mai 2004 in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums in Betrieb 

gestanden sind.  

[…] 

Art. 31 Versicherungspflicht 

(1) 1Das Seilbahnunternehmen ist verpflichtet, zur Erfül-

lung von Schadensersatzverpflichtungen, die durch den 

Betrieb der Seilbahn entstehen, einen Haftpflichtversiche-

rungsvertrag mit einem zum Geschäftsbetrieb in der Bun-

desrepublik Deutschland oder in anderen Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-

schaftsraums zugelassenen Versicherer abzuschließen 

und aufrechtzuerhalten oder einer Versicherungsgemein-

schaft in der Bundesrepublik Deutschland oder in anderen 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder des Europäi-

schen Wirtschaftsraums anzugehören, welche die Erfül-

lung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen über-

nimmt (Versicherungspflicht). 2Die Vorschriften der §§ 113 

ff. des Gesetzes über den Versicherungsvertrag (Versiche-

rungsvertragsgesetz – VVG) vom 23. November 2007 

(BGBl I S. 2631) in der jeweils geltenden Fassung über die 

Pflichtversicherung finden Anwendung. 3Der Versicherer 

ist verpflichtet, der Kreisverwaltungsbehörde unverzüglich 

anzuzeigen, wenn das Seilbahnunternehmen seinen 

Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht nachkommt und 

dadurch das Weiterbestehen der Versicherung gefährdet 

wird oder wenn der Vertrag geändert oder beendet wird.  

(2) Abs. 1 gilt nicht für die von der Bundesrepublik 

Deutschland, vom Freistaat Bayern oder einem anderen 

Land der Bundesrepublik Deutschland betriebenen Seil-

bahnen.  

17. Baukammerngesetz 

Art. 26 Berufsgerichtsbarkeit 

(1) 1Mitglieder der Kammern oder in das Verzeichnis nach 

Art. 2 Abs. 1 Satz 2 eingetragene Personen, die schuldhaft 

gegen Berufspflichten verstoßen, haben sich im berufsge-

richtlichen Verfahren zu verantworten. 2Kammermitglieder 

im öffentlichen Dienst unterliegen hinsichtlich ihrer dienstli-

chen Tätigkeit nicht dem berufsgerichtlichen Verfahren.  

(2) 1Einen Antrag auf Einleitung eines berufsgerichtlichen 

Verfahrens gegen ein Mitglied können stellen [...] 

2Gegen in das Verzeichnis nach Art. 2 Abs. 1 Satz 2 ein-

getragene Personen, die Staatsangehörige eines Mitglied-

staates der Europäischen Union oder eines Vertragsstaa-

tes des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum sind, kann der Vorstand die Einleitung eines berufs-

gerichtlichen Verfahrens nur unter Einhaltung des Amtshil-

feverfahrens nach Art. 35 der Richtlinie 2006/123/EG 

beantragen und nur, wenn der Niederlassungsmitglied-

staat keine bzw. unzureichende Maßnahmen ergriffen hat.  

18. Baukammernverfahrensverordnung 

§ 3 Verzeichnis für auswärtige Dienstleister 

(2) 1Der Anzeige sind folgende Unterlagen beizufügen:  

2. bei Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union oder […] ist kein Nachweis 

über die Berufsausübung zu fordern. 

2Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für Drittstaatsangehörige, 

soweit sich nach dem Recht der Europäischen Union eine 

Gleichstellung ergibt.  

§ 4 Eintragungsantrag für die Architektenliste und die 

Stadtplanerliste 

(1) […] 2Wird bei einem Staatsangehörigen eines Mitglied-

staates der Europäischen Union oder eines Vertragsstaa-

tes des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum im Herkunftsstaat ein Führungszeugnis im Sinn von 

Satz 1 Nr. 3 nicht ausgestellt, kann es […]  

(2) Außerdem sind beizufügen:  

1. In Fällen des Art. 4 Abs. 2 bis 4 BauKaG  

a) entweder […] 

bb) bei einem Staatsangehörigen eines Mitglied-

staates der Europäischen Union oder eines 

Vertragsstaates des Abkommens über den Eu-

ropäischen Wirtschaftsraum ein nach Art. 4 

Abs. 4 Satz 2 BauKaG bekannt gemachter o-

der […] 

3. in Fällen des Art. 4 Abs. 5 BauKaG Angaben, aus 

denen sich ergibt, dass bei einem Staatsangehörigen 

eines Mitgliedstaates der Europäischen Union […] die 
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Voraussetzungen für eine allgemeine Anerkennung 

der Ausbildungsnachweise vorliegen, […] 

b) bei einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaa-

tes der Europäischen Union oder eines Vertrags-

staates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum […] 

(3) Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a Doppelbuchst. 

bb sowie Nr. 3 und 4 Buchst. b gelten entsprechend für 

Drittstaatsangehörige, soweit sich nach dem Recht der 

Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt.  

§ 8 Auskünfte, Bescheinigungen, Verwaltungszusam-

menarbeit 

(1) 1Die Kammern erteilen den zuständigen Behörden 

eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 

Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum Auskünfte über […] von in bayerische 

Listen eingetragenen Architektinnen und Architekten, 

Beratenden Ingenieurinnen und Beratenden Ingenieuren 

sowie Stadtplanerinnen und Stadtplanern, soweit diese 

Dienstleistungen in einem Mitglied- oder Vertragsstaat 

erbringen. […] 

(2) 1Die Kammern entscheiden insbesondere über die 

Ausstellung von Bescheinigungen […] 

2. über die rechtmäßige Niederlassung der Dienstleister 

zur Ausübung der Tätigkeit in einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

sowie darüber, dass ihnen die Ausübung dieser Tätig-

keiten nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, 

[…] 

19. Bayerische Bauordnung 

Art. 16 Verwendung von Bauprodukten 

(2) 1Im Übrigen dürfen Bauprodukte nur verwendet wer-

den, wenn sie gebrauchstauglich sind und bei ihrer Ver-

wendung die baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer 

Instandhaltung während einer dem Zweck entsprechenden 

angemessenen Zeitdauer die Anforderungen dieses Ge-

setzes oder auf Grund dieses Gesetzes erfüllen. 2Dies gilt 

auch für Bauprodukte, die technischen Anforderungen 

entsprechen, wie sie in den Vorschriften anderer Vertrags-

staaten des Abkommens vom 2. Mai 1992 über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum enthalten sind.  

Art. 61 Bauvorlageberechtigung 

(3) 1Bauvorlageberechtigt sind ferner […] 

2Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union oder eines nach dem Recht der 

Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staates sind 

im Sinn des Satzes 1 bauvorlageberechtigt, wenn sie eine 

vergleichbare Berechtigung besitzen und dafür den staat-

lich geprüften Technikern der Fachrichtung Bautechnik 

oder den Handwerksmeistern des Maurer- und Betonbau-

er- sowie des Zimmererfachs vergleichbare Anforderungen 

erfüllen mussten.  

[…] 

(6) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat als 

Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, sind ohne 

Eintragung in die Liste nach Abs. 2 Nr. 2 bauvorlagebe-

rechtigt, wenn sie  

1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und 

2. dafür dem Abs. 5 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vergleichba-

re Anforderungen erfüllen mussten. 

[…] 

(7) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat als 

Bauvorlageberechtigte niedergelassen sind, ohne dass die 

Voraussetzung für die Vergleichbarkeit im Sinn des Abs. 6 

Satz 1 Nr. 2 erfüllt ist, sind bauvorlageberechtigt, wenn […] 

Art. 62 Bautechnische Nachweise 

(3) […] 3Für Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat 

der Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Gemeinschaft gleichgestellten Staat zur 

Erstellung von Standsicherheits- oder Brandschutznach-

weisen niedergelassen sind, gilt Art. 61 Abs. 6 bis 8 mit 

der Maßgabe entsprechend, dass die Anzeige oder der 

Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung bei der zuständi-

gen Bayerischen Architektenkammer oder der Bayerischen 

Ingenieurekammer-Bau einzureichen ist. [...]

20. Bauprodukte- und Bauartenverordnung 

§ 5 Abweichungen 

(1) Fachkräfte mit besonderer Sachkunde und Erfahrung 

sowie besondere Vorrichtungen nach § 3 Satz 1 sind nicht 

erforderlich, wenn mit einer anderen Lösung in gleichem 

Maße die allgemeinen Anforderungen des Art. 3 Abs. 1 

BayBO erfüllt werden.  

(2) Die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 Satz 2 kann 

auch durch gleichwertige Nachweise anderer Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten 

des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

belegt werden.  

(3) Das Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 

kann im Einzelfall gestatten, dass abweichend von den 
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Regelungen in §§ 3 und 4 Bauprodukte oder Teile bauli-

cher Anlagen hergestellt oder Bauarten angewendet wer-

den, wenn nachgewiesen ist, dass Gefahren im Sinn von 

Art. 3 Abs. 1 BayBO nicht zu erwarten sind.  

§ 8 Anerkennungsvoraussetzungen 

(2) 1Der Leiter der Prüf-, der Überwachungs- und der 

Zertifizierungsstelle darf  

1. zum Zeitpunkt der Antragstellung das 65. Lebensjahr 

nicht vollendet haben, 

2. die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 

verloren haben, 

3. durch gerichtliche Anordnung nicht in der Verfügung 

über sein Vermögen beschränkt sein. 

2Er muss  

1. die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen und 

2. die Gewähr dafür bieten, dass er neben seinen Lei-

tungsaufgaben andere Tätigkeiten nur in solchem Um-

fang ausüben wird, dass die ordnungsgemäße Erfül-

lung seiner Pflichten als Leiter gewährleistet ist. 

3Satz 1 Nrn. 2 und 3 gelten auch in Fällen vergleichbarer 

Feststellungen aus anderen Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union oder anderer Vertragsstaaten des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum. […] 

21. ZusatzqualifikationsverordnungBau 

§ 3 Zulassung zur Prüfung, Weiterbildungseinrichtung 

(1) 1Zur Prüfung sind die staatlich geprüften Techniker der 

Fachrichtung Bautechnik sowie die Handwerksmeister des 

Maurer und Betonbauer- sowie des Zimmererfachs zuzu-

lassen, die eine zusammenhängende Berufserfahrung von 

mindestens drei Jahren seit erfolgreicher Ablegung der 

staatlichen Prüfung oder der Meisterprüfung aufweisen 

und an einer Weiterbildungsveranstaltung bei einer von 

der Handwerkskammer für Mittelfranken anerkannten 

Einrichtung teilgenommen haben. 2Die Voraussetzungen 

zur Zulassung sind gegenüber der Handwerkskammer für 

Mittelfranken nachzuweisen. 3Staatsangehörige eines 

anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

eines nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften 

gleichgestellten Staates, die gemäß Art. 61 Abs. 3 Sätze 2 

und 3 BayBO bauvorlageberechtigt sind, sind zur Prüfung 

zuzulassen, wenn sie eine zusammenhängende Berufser-

fahrung von mindestens drei Jahren und eine Teilnahme 

an vergleichbaren Weiterbildungsveranstaltungen nach-

weisen.  

[…] 

 

22. Prüfsachverständigenverordnung 

§ 9 Gleichwertigkeit, gegenseitige Anerkennung 

(2) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat zur 

Wahrnehmung von Aufgaben im Sinn dieser Verordnung 

niedergelassen sind, sind berechtigt, als Prüfingenieur 

oder Prüfsachverständiger Aufgaben nach dieser Verord-

nung auszuführen, wenn sie  

1. hinsichtlich des Tätigkeitsbereichs eine vergleich-

bare Berechtigung besitzen, 

2. dafür hinsichtlich der Anerkennungsvoraussetzun-

gen und des Nachweises von Kenntnissen ver-

gleichbare Anforderungen erfüllen mussten und 

3. die deutsche Sprache in Wort und Schrift beherr-

schen. 

2Sie haben das erstmalige Tätigwerden vorher der Aner-

kennungsbehörde anzuzeigen und dabei  

1. eine Bescheinigung darüber, dass sie in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 

nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaf-

ten gleichgestellten Staat rechtmäßig zur Wahr-

nehmung von Aufgaben im Sinn dieser Verord-

nung niedergelassen sind und ihnen die Ausübung 

dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der 

Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, 

untersagt ist, und 

2. einen Nachweis darüber, dass sie im Staat ihrer 

Niederlassung dafür die Voraussetzungen des 

Satzes 1 Nr. 2 erfüllen mussten, 

vorzulegen. 3Die Anerkennungsbehörde soll das Tätigwer-

den untersagen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 

nicht erfüllt sind; sie hat auf Antrag zu bestätigen, dass die 

Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist.  

(3) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat zur 

Wahrnehmung von Aufgaben im Sinn dieser Verordnung 

niedergelassen sind, ohne im Sinn des Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

vergleichbar zu sein, sind berechtigt, als Prüfingenieur 

oder Prüfsachverständiger Aufgaben nach dieser Verord-

nung auszuführen, wenn ihnen die Anerkennungsbehörde 

bescheinigt hat, dass sie die Anforderungen hinsichtlich 

der Anerkennungsvoraussetzungen, des Nachweises von 

Kenntnissen und des Tätigkeitsbereichs nach dieser Ver-

ordnung erfüllen. 2Die Bescheinigung wird auf Antrag 

erteilt, dem die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen 

beizufügen sind. 3§ 6 Abs. 3 gilt entsprechend.  

[…] 
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23. Versammlungsstättenverordnung 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für den Bau 

und Betrieb von […] 

(5) Bauprodukte, Bauarten und Prüfverfahren, die den in 

Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union, der Türkei oder eines Vertragsstaates des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

genannten technischen Anforderungen entsprechen, 

dürfen verwendet werden, wenn das geforderte Schutzni-

veau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und Ge-

brauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht und 

die Verwendbarkeit nachgewiesen wird.  

§ 39 Verantwortliche für Veranstaltungstechnik 

(1) 1Verantwortliche für Veranstaltungstechnik sind […] 

(2) 1Gleichwertige Ausbildungen, die in einem anderen 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Ver-

tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum erworben und durch einen Ausbildungsnach-

weis belegt werden, sind entsprechend den europäischen 

Richtlinien zur Anerkennung von Berufsqualifikationen den 

in Abs. 1 genannten Ausbildungen gleichgestellt. 2Abs. 1 

Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.  

24. Schifffahrtsordnung 

§ 30 Sichtzeichen der Fahrzeuge 

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, müssen die in 

dieser Verordnung vorgeschriebenen Lichter über den 

ganzen Horizont sichtbar sein und ein gleichmäßiges, 

festes weißes Licht werfen.  

(2) Bei Fahrzeugen mit Maschinenantrieb, deren Maschi-

nenleistung 4 kW übersteigt, dürfen nur Lichter verwendet 

werden, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

für Zwecke der Schifffahrt zugelassen sind.  

(3) 1Fahrzeuge mit Maschinenantrieb, deren Maschinen-

leistung 4 kW übersteigt, müssen während der Fahrt bei 

Nacht (Zeitraum zwischen Sonnenuntergang und Sonnen-

aufgang) sowie bei unsichtigem Wetter die in Abschnitt A 

der Anlage dieser Verordnung (Signalordnung) vorge-

schriebenen Lichter führen. 2Satz 1 gilt nicht für Fahrzeuge 

der Berufsfischer am Netz.  

(4) Alle übrigen Fahrzeuge müssen während der Fahrt bei 

Nacht sowie bei unsichtigem Wetter ein von allen Seiten 

sichtbares weißes Licht führen, wenn sie nicht Lichter nach 

den Absätzen 2 und 3 zeigen.  

(5) 1Wenn Fahrzeuge und schwimmende Anlagen bei 

Nacht stilliegen, müssen sie ein von allen Seiten sichtba-

res weißes Licht führen. 2Dies gilt nicht für Fahrzeuge und 

schwimmende Anlagen, die sich an einem vom Gewäs-

sereigentümer anerkannten Liegeplatz befinden.  

(6) 1Die in dieser Verordnung vorgeschriebenen Flaggen 

dürfen nicht verblaßt oder schmutzig sein. 2Die Flaggen 

müssen rechteckig und mindestens 60 cm hoch und breit 

sein. 3An Stelle von Flaggen können Tafeln gleicher Größe 

und Farbe verwendet werden.  

 

25. Landeshafen- und SchifffahrtsuntersuchungsO 

§ 1 Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(1) Die Pflichten gemäß § 2 gelten für Häfen, die  

1. sich an Binnenwasserstraßen der Klasse IV und 

darüber gemäß der Klassifizierung der europäi-

schen Binnenwasserstraßen befinden, die über ei-

ne Wasserstraße mindestens der Klasse IV mit ei-

ner Wasserstraße mindestens der Klasse IV eines 

anderen Mitgliedstaates verbunden sind, 

[...] 

26. Verordnung über die Prüfingenieure, Prüfämter und Prüfsachverständigen im 

Bauwesen 

§ 6 Anerkennungsverfahren 

(2) 1Im Antrag auf Anerkennung muss angegeben sein, 

1.  für welche Fachbereiche und, soweit vorgesehen, für 

welche Fachrichtungen die Anerkennung beantragt 

wird, und 

2.  ob und wie oft der Bewerber sich bereits erfolglos auch 

in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutsch-

land einem Anerkennungsverfahren in diesen Fachbe-

reichen und, soweit vorgesehen, in diesen Fachrich-

tungen unterzogen hat. 

2Dem Antrag sind die für die Anerkennung erforderlichen 

Nachweise beizugeben, insbesondere 

1. ein Lebenslauf mit lückenloser Angabe des fachlichen 

Werdegangs bis zum Zeitpunkt der Antragstellung, 

2. je eine Kopie der Abschluss- und Beschäftigungs-

zeugnisse, 

3.  der Nachweis über den Antrag auf Erteilung eines 

Führungszeugnisses zur Vorlage bei einer Behörde, 

der nicht älter als drei Monate sein soll, oder ein 

gleichwertiges Dokument eines Mitgliedstaates der Eu-

ropäischen Union, 
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4.  Angaben über etwaige sonstige Niederlassungen, 

5.  Angaben über eine etwaige Beteiligung an einer Ge-

sellschaft, deren Zweck die Planung oder Durchfüh-

rung von Bauvorhaben ist, und 

6.  die Nachweise über die Erfüllung der besonderen 

Voraussetzungen für die Anerkennung in den jeweili-

gen Fachbereichen und, soweit vorgesehen, in den 

jeweiligen Fachrichtungen. 

3Die Anerkennungsbehörde kann, soweit erforderlich, 

weitere Unterlagen anfordern. 

27. Verordnung zur Durchführung des Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetzes 

§ 7 Bestätigung des Betriebsleiters 

(12) Berufsqualifikationen, die in anderen Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-

schaftsraums erworben wurden, sind von der technischen 

Aufsichtsbehörde in unmittelbarer Anwendung der Richtli-

nie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22, ber. 2007 L 271 S. 

18, 2008 L 93 S. 28, 2009 L 33 S. 49), zuletzt geändert 

durch Verordnung (EU) Nr. 213/2011 vom 3. März 2011 

(ABl L 59 S. 4), insbesondere Art. 4 und 5, 8, 10 bis 16, 

19, 50, 51, 53 und 56, bei der Betriebsleiterprüfung anzu-

erkennen. 

28. Bayerisches Ingenieurgesetz 

Art. 3 Genehmigung bei Ausbildung im Ausland 

(2) 1Wenn der Ingenieurberuf im Ausbildungsstaat nicht 

reglementiert ist und der Ausbildungsstaat Mitglieds- oder 

Vertragsstaat im Sinne des Art. 5 Abs. 6 Satz 3 BayBQFG 

ist, so ist unbeschadet der weiteren Voraussetzungen des 

Art. 9 BayBQFG erforderlich, dass die antragstellende 

Person 

1.  den Ingenieurberuf in den vorhergehenden zehn Jah-

ren in einem Mitglieds- oder Vertragsstaat ein Jahr 

lang in Vollzeit oder während einer entsprechenden 

Gesamtdauer in Teilzeit ausgeübt hat und 

2.  einen Ausbildungsnachweis besitzt, der bescheinigt, 

dass die Person auf die Ausübung des Ingenieurberufs 

vorbereitet wurde. 
2Die Berufserfahrung gemäß Satz 1 Nr. 1 ist nicht erforder-

lich, wenn der Ausbildungsnachweis gemäß Satz 1 Nr. 2 

einen reglementierten Ausbildungsgang im Sinne des Art. 

3 Abs. 1 Buchst. e der Richtlinie 2005/36/EG bestätigt. 

(3) Ausbildungsgänge oder -nachweise im Sinne der Art. 3 

Abs. 3 und Art. 12 der Richtlinie 2005/36/EG stehen Aus-

bildungsnachweisen aus Mitglieds- oder Vertragsstaaten 

gleich. 

(4) Ausbildungsnachweise, die unbeschadet Abs. 3 nicht in 

Mitglieds- oder Vertragsstaaten erworben wurden, müssen 

ein den Anforderungen gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 entspre-

chendes Studium bestätigen. 

 

Art. 4 Ausgleichsmaßnahmen 

(1) Art. 11 BayBQFG findet unbeschadet Art. 3 Abs. 3 nur 

in Bezug auf Berufsqualifikationen, die in einem Mitglieds- 

oder Vertragsstaat erworben wurden, Anwendung. 
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D. Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

29. Dolmetschergesetz 

Art. 9 [Verzicht, Rücknahme und Widerruf] 

(4) Der zuständige Präsident des Landgerichts nimmt im 

Rahmen der Amtshilfe und der Verwaltungszusammenar-

beit mit Behörden anderer Mitglied- oder Vertragsstaaten 

die in Art. 8 und 56 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 2005/36/EG 

geregelten Befugnisse und Verpflichtungen wahr. 

Art. 13 [Niederlassung außerhalb der BRD; Eintragung 

in Datenbank] 

(1) 1Dolmetscher (Übersetzer), die in einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen 

Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum zur Ausübung einer in Art. 1 genannten 

oder vergleichbaren Tätigkeit rechtmäßig niedergelassen 

sind und im Inland diese Tätigkeit vorübergehend und 

gelegentlich ausüben wollen, werden auf Antrag in die 

Dolmetscher- und Übersetzerdatenbank eingetragen. 
2Wenn weder die Tätigkeit noch die Ausbildung zu dieser 

Tätigkeit im Staat der Niederlassung reglementiert sind, 

gilt dies nur, wenn der Antragsteller die Tätigkeit dort 

während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein 

Jahr ausgeübt hat. 3Art. 3 Abs. 3 gilt entsprechend.  

(2) 1Unterbleibt die öffentliche Bestellung und allgemeine 

Beeidigung nach Maßgabe der Art. 3 und 4, erfolgt die 

Eintragung unter Nennung der Bestellungs- oder Anerken-

nungsbehörde des Niederlassungsstaates mit der Berufs-

bezeichnung, die in der Sprache dieses Staates für die 

Tätigkeit besteht. 2Dolmetscherleistungen dürfen nur unter 

dieser Berufsbezeichnung erbracht werden.  

(3) 1Zuständig für die Eintragung ist der Präsident des 

Landgerichts München I. 2Die Eintragung erlischt nach 

zwölf Monaten, wenn sie nicht erneut beantragt wird. 3Sie 

kann gelöscht werden, wenn die Person im Staat der 

Niederlassung nicht mehr rechtmäßig niedergelassen ist, 

ihr die Ausübung der Tätigkeit dort untersagt ist oder die 

Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 vorliegen.  

30. Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Landesregierungen von Baden-

Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-

Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-

sen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen über die Zuständigkeit im 

Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten 

1. Die Bundesregierung überträgt den Landesregierun-

gen die Ausübung ihrer Befugnisse zur Entscheidung 

über eingehende und ausgehende Ersuchen in allen 

Angelegenheiten des IRG mit einem Mitgliedstaat 

der Europäischen Union. Ist das Ersuchen auf 

grenzüberschreitende Observation oder auf Durchlie-

ferung gerichtet, überträgt die Bundesregierung die 

Ausübung ihrer Befugnisse für das gesamte Gebiet 

der Bundesrepublik Deutschland auf diejenige Lan-

desregierung, in deren Gebiet die Grenze überschrit-

ten bzw. der Verfolgte zur Durchlieferung überstellt 

werden soll. 

5. Ausgenommen von der Übertragung nach den 

Nummern 1, 2 und 3 sind Fälle, in denen [...] 

c) die Tat, derentwegen die Rechtshilfe begehrt 

wird, eine Zuwiderhandlung gegen Vorschriften 

über öffentlich-rechtliche Abgaben oder ein 

Bannbruch ist, es sei denn, dass  

- es sich um ein Ersuchen von oder an einen 

Mitgliedstaat der Europäischen Union han-

delt, [...] 

8. Die Landesregierungen setzen sich in Fällen, denen 

besondere Bedeutung in politischer, tatsächlicher 

oder rechtlicher Beziehung zukommt, mit der Bun-

desregierung rechtzeitig ins Benehmen. Sie werden 

Bedenken der Bundesregierung Rechnung tragen. 

 Dies gilt auch, wenn die Erledigung eines Rechtshil-

feersuchens in Anwesenheit eines Richters oder Be-

amten des ersuchenden Staates stattfinden soll, so-

weit es sich nicht um ein Ersuchen im Rechtshil-

feverkehr mit den Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union sowie mit den Staaten Island, Liechtenstein, 

Norwegen und der Schweiz handelt. 

31. Zuständigkeitsverordnung 

§ 79 Eingehende Ersuchen um Vollstreckungshilfe 

(3) Über eingehende Ersuchen um Durchbeförderung zur 

Vollstreckung (§ 65 IRG) mit einem Mitgliedstaat der Euro-

päischen Union entscheidet das Staatsministerium der 

Justiz. 

§ 80 Ausgehende Ersuchen um Vollstreckungshilfe 

(3) Über ausgehende Ersuchen um Durchbeförderung zur 

Vollstreckung (§ 65 IRG) 

1.  mit einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

oder 
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2.  sofern die Ersuchen auf einer völkerrechtlichen 

Übereinkunft beruhen und diese den Geschäftsweg 

zwischen einer Behörde des ausländischen Staates 

und der Landesregierung oder einer sonstigen Lan-

desbehörde vorsieht 

entscheidet das Staatsministerium der Justiz, wenn kein 

Fall von Nr. 5 der Zuständigkeitsvereinbarung 2004 vor-

liegt. 

§ 81 Eingehende Ersuchen um sonstige Rechtshilfe 

(1) Über eingehende Ersuchen um 

1.  vorübergehende Überstellung von Zeugen (§§ 62, 

63 IRG), sofern diese Ersuchen auf einer völker-

rechtlichen Übereinkunft beruhen, 

2.  Durchbeförderung von Zeugen (§ 64 IRG) in einen 

Mitgliedsstaat der Europäischen Union 

entscheidet die örtlich zuständige Generalstaatsanwalt-

schaft. 

§ 82 Ausgehende Ersuchen um sonstige Rechtshilfe 

(1) 1 Über ausgehende Ersuchen um sonstige Rechtshilfe - 

mit Ausnahme der Ersuchen um Durchbeförderung von 

Zeugen -, die auf Grund einer völkerrechtlichen Überein-

kunft auf dem unmittelbaren oder konsularischen Ge-

schäftsweg gestellt werden oder im Rahmen des diploma-

tischen Geschäftswegs auf Grund Ermächtigung des 

Staatsministeriums der Justiz unmittelbar der deutschen 

diplomatischen Vertretung in dem ersuchten Staat über-

sandt werden können, entscheiden die in § 81 Abs. 2 Nr. 2 

genannten Personen; der Präsident des Oberlandesge-

richts entscheidet über Rechtshilfeersuchen der Oberlan-

desgerichte. 2 Das Gleiche gilt für ausgehende Ersuchen 

um Durchbeförderung von Zeugen in einen Mitgliedsstaat 

der Europäischen Union. 
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E. Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

32. Berufsqualifikationsfeststellungsverordnung Übersetzer und Dolmetscher 

§ 1 Anwendungsbereich 

Für die Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland er-

worbener Ausbildungsnachweise im Bereich Übersetzer 

und Dolmetscher sowie Gebärdensprachdolmetscher 

gelten die auf reglementierte Berufe anwendbaren Rege-

lungen des Bayerischen Gesetzes über die Feststellung 

der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen 

(Bayerisches Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz – 

BayBQFG) vom 24. Juli 2013 (GVBl S. 439, BayRS 800-

21-2-A) in der jeweils geltenden Fassung, soweit nachfol-

gend nichts anderes bestimmt ist. 

§ 3 Voraussetzungen der Gleichwertigkeit 

Das Staatsministerium erkennt die Gleichwertigkeit der 

Berufsqualifikation der Antragstellerin oder des Antragstel-

lers mit der in Bayern abgelegten staatlichen Prüfung für 

Übersetzer, Übersetzer und Dolmetscher oder Gebärden-

sprachdolmetscher an, wenn 

1. das erworbene Zeugnis den Voraussetzungen ent-

spricht 

a) für Übersetzer bzw. Übersetzer und Dolmetscher 

nach Art. 13 der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-

tember 2005 über die Anerkennung von Berufs-

qualifikationen (ABl L 255 S. 22, ber. 2007 L 271 

S. 18, 2008 L 93 S. 28, 2009 L 33 S. 49) in der je-

weils geltenden Fassung in Verbindung mit Art. 11 

Buchst. c bis e der Richtlinie 2005/36/EG bzw. 

b) für Gebärdensprachdolmetscher nach Art. 13 der 

Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit Art. 11 

Buchst. b bis e der Richtlinie 2005/36/EG, 

2. die erworbene Berufsqualifikation im Herkunftsland zur 

Ausübung eines Berufs berechtigt, welcher dem Beruf 

des staatlich geprüften Übersetzers, Übersetzers und 

Dolmetschers oder Gebärdensprachdolmetschers und 

den hiervon umfassten Tätigkeiten vergleichbar ist, 

und 

3. zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifikationen 

und der entsprechenden landesrechtlich geregelten 

Berufsausbildung keine wesentlichen Unterschiede im 

Sinn des Art. 9 Abs. 2 BayBQFG bestehen. 

§ 5 Ausgleichsmaßnahmen 

1Für den Ausgleich wesentlicher Unterschiede gilt Art. 11 

BayBQFG mit der Maßgabe, dass Antragstellerinnen und 

Antragsteller aus einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder aus einem Vertragsstaat des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum die Wahl zwischen 

einem Anpassungslehrgang und einer Eignungsprüfung 

haben. 2In den übrigen Fällen entscheidet das Staatsmi-

nisterium über die Art der Ausgleichsmaßnahme.  

33. Bayerisches Lehrerbildungsgesetz 

Art. 7 Befähigung für ein Lehramt 

(4) 1Für Personen, die in einem Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ein Diplom 

erworben haben, das eine Ausbildung für den Beruf des 

Lehrers abschließt, oder die die Berechtigung erworben 

haben, den Beruf des Lehrers auszuüben, sind für die 

Feststellung der Lehramtsbefähigung die Richtlinie 

2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 

Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22, ber. 2007 ABl L 

271 S. 18, 2008 ABl L 93 S. 28, 2009 ABl L 33 S. 49) in 

der jeweils geltenden Fassung sowie die nach diesem 

Gesetz ergehenden Ausführungsvorschriften maßgebend; 

dies gilt entsprechend für Drittstaaten und Drittstaatsange-

hörige, soweit sich hinsichtlich der Diplomanerkennung 

nach dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstel-

lung ergibt. 2Für diesen Bewerberkreis ist der Nachweis 

der für den Unterricht erforderlichen deutschen Sprach-

kenntnisse notwendig. 3Teilnehmer an einem Anpassungs-

lehrgang werden für dessen Dauer in ein öffentlich-

rechtliches Dienstverhältnis eingestellt und erhalten eine 

Unterhaltsbeihilfe in Höhe der Anwärterbezüge im Vorbe-

reitungsdienst für die entsprechende Laufbahn. 4Das 

Staatsministerium regelt die Einzelheiten des Vollzugs der 

Richtlinie durch Rechtsverordnung, insbesondere Merkma-

le, Voraussetzungen, Inhalte, Bewertung, Verfahren und 

Zuständigkeiten hinsichtlich des Anpassungslehrgangs 

und der Eignungsprüfung.  

34. Lehramtsprüfungsordnung II 

§ 37 Antragstellung 

(3) 1Für die Anerkennung von Befähigungen für den Leh-

rerberuf, die in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäi-

schen Union erworben wurden, gelten Art. 7 Abs. 4 

BayLBG und die hierzu erlassenen Vollzugsregelungen. 
2Entsprechendes gilt für Drittstaaten und Drittstaatsange-

hörige, soweit sich hinsichtlich der Diplomanerkennung 

nach dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstel-

lung ergibt.  
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35. Fachlehrer-Studienordnung 

§ 7 Aufnahme 

(3) Die Aufnahme kann Bewerbern und Bewerberinnen 

versagt werden, wenn [...] 

5. sie weder Deutscher oder Deutsche im Sinn des Art. 

116 des Grundgesetzes sind, noch einen Einbürge-

rungsantrag gestellt haben, noch die Staatsangehörig-

keit  

a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union oder 

b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

c) eines Drittstaates, dem Deutschland und die Euro-

päische Union vertraglich einen entsprechenden 

Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikatio-

nen eingeräumt haben,  

besitzen.[…] 

36. Förderlehrer-Studienordnung 

§ 6 Aufnahme 

(3) Die Aufnahme kann Bewerberinnen und Bewerbern 

versagt werden, wenn [...] 

5. sie weder Deutscher oder Deutsche im Sinn des Art. 

116 des Grundgesetzes sind, noch einen Einbürge-

rungsantrag gestellt haben, noch die Staatsangehörig-

keit  

a) eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union oder 

b) eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

c) eines Drittstaates, dem Deutschland und die Euro-

päische Union vertraglich einen entsprechenden 

Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikatio-

nen eingeräumt haben, 

besitzen.[…] 

37. Fachsportlehrer-Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

§ 19 Anerkennung ausländischer Befähigungsnach-

weise 

(1) 1Wer in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union 

oder einem nach europäischen Recht gleichgestellten 

Drittstaat eine Qualifikation als Fachsportlehrer im freien 

Beruf in einer Ausbildungsrichtung erworben hat, für die 

eine Verordnung zur Berufsausübung erlassen ist, bedarf 

zur Aufnahme und nicht nur vorübergehenden oder gele-

gentlichen Ausübung der entsprechenden beruflichen 

Tätigkeit in Bayern der Anerkennung seiner Berufsqualifi-

kation. 2Ob eine berufliche Tätigkeit von Dauer oder re-

gelmäßiger Wiederholung angestrebt wird, beurteilt die 

Technische Universität München auf der Grundlage von 

Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 

die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 

22, 2007 ABl L 271 S. 18, 2008 ABl L 93 S. 28, 2009 ABl L 

33 S. 49) in der jeweils geltenden Fassung. […]  

38. EG-Richtlinienverordnung für Lehrer 

§ 2 Antragstellung 

1Wer in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in 

einem der übrigen Vertragsstaaten des Europäischen 

Wirtschaftsraums oder in der Schweiz eine Qualifikation 

als Lehrer erworben hat, kann beim Staatsministerium für 

Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (Staatsminis-

terium) oder der von ihm bestimmten Stelle die Feststel-

lung der Anerkennung als Lehramtsbefähigung beantra-

gen. 2Dem Antrag sind die geforderten Unterlagen beizu-

fügen. 3Der Empfang der Unterlagen wird innerhalb eines 

Monats bestätigt, gegebenenfalls mit der Mitteilung, wel-

che Unterlagen noch nachzureichen sind.  

§ 4 Entscheidung über die Anerkennung, Feststellung 

der Defizite 

(5) 1Eine in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union, in einem der übrigen Vertragsstaaten des Europäi-

schen Wirtschaftsraums oder in der Schweiz erworbene 

Qualifikation als Lehrer, die bereits von einem anderen 

Land in der Bundesrepublik Deutschland anerkannt wurde, 

wird dann als Lehramtsbefähigung gemäß dem Bayeri-

schen Lehrerbildungsgesetz anerkannt, wenn […] 
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39. Logopädie-Zulassungs-Verordnung 

§ 2 [Bewerbungen; Anmeldefrist] 

(3) 1Am Zulassungsverfahren können teilnehmen:  

1. Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundge-

setzes, 

2. Staatsangehörige eines Vertragsstaates des Europäi-

schen Wirtschaftsraums oder 

3. sonstige Bewerber aus Drittstaaten, die entweder 

Deutsch als Muttersprache besitzen oder Deutsch-

kenntnisse nachweisen, die für die Ausübung des Lo-

gopädenberufs erforderlich sind und eine erfolgreiche 

Teilnahme am Unterricht gewährleisten. 

2Als Muttersprache gilt die Sprache, in der die schulische 

und/oder berufliche Ausbildung des Bewerbers überwie-

gend erfolgte. 3Der Nachweis der notwendigen Deutsch-

kenntnisse wird durch das Große Sprachdiplom des Goe-

the-Instituts oder eine andere vom Staatsministerium für 

Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst allgemein 

oder im Einzelfall als gleichwertig anerkannte Prüfung 

geführt. 

40. Berufsschulordnung 

§ 12 Leistungsnachweise 

(8) Für Schülerinnen und Schüler, die bei Aufnahme in die 

Fachklasse oder bei Eintritt in das Berufsgrundschuljahr 

nicht länger als 48 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

erstmals in dem Gebiet eines Mitgliedstaats der Europäi-

schen Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 

Schweiz begründet haben, in dem Deutsch Amtssprache 

ist, kann das Staatsministerium die Form der Leistungser-

hebungen und der Leistungsbewertungen abweichend von 

den Abs. 1 bis 7 regeln. 

41. Schulordnung für die Berufliche Oberschule - Fachoberschulen und Berufsoberschu-

len 

§ 4 Aufnahme in den Vorkurs und die Vorklasse 

(4) 1 Die Vorklasse bereitet insbesondere Bewerberinnen 

und Bewerber, die einen mittleren Schulabschluss nach 

Art. 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 BayEUG erworben haben, 

auf den Schulbesuch vor. 2 Voraussetzung für die Auf-

nahme in die Vorklasse der Fachoberschule ist ein Noten-

durchschnitt gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder ein päda-

gogisches Gutachten der in der Jahrgangsstufe 10 be-

suchten Schule zu den Gründen, die trotz grundsätzlich 

höherer Leistungsfähigkeit ein besseres als das erzielte 

Ergebnis verhindert haben. 3 Der Aufnahme geht regelmä-

ßig ein Beratungsgespräch voraus. 4 Für Bewerberinnen 

und Bewerber, die zum Zeitpunkt der Anmeldung nicht 

länger als 48 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt erst-

mals in dem Gebiet eines Mitgliedstaats der Europäischen 

Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens 

über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 

begründet haben, in dem Deutsch Amtssprache ist, kön-

nen unabhängig vom Vorliegen der Voraussetzungen nach 

Satz 1 eigene Vorklassen gebildet werden. 
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F. Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 

42. Bayerisches Hochschulgesetz 

Art. 42 Allgemeine Bestimmungen 

(1) 1Deutsche im Sinn des Grundgesetzes und Personen, 

die auf Grund von Rechtsvorschriften Deutschen gleichge-

stellt sind, sind zu dem von ihnen gewählten Studium 

berechtigt, wenn sie die hierfür erforderliche Qualifikation 

nachweisen und keine Immatrikulationshindernisse vorlie-

gen; Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union sind Deutschen gleichgestellt, wenn 

die für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse 

nachgewiesen werden. 2Andere Personen können unter 

den Voraussetzungen des Satzes 1 immatrikuliert werden, 

wenn sie die für das Studium erforderlichen Sprachkennt-

nisse nachweisen.  

Art. 71 Studienbeiträge und Gebühren 

(2) 1Für das Studium von Gaststudierenden und die Teil-

nahme von Studierenden an speziellen Angeboten des 

weiterbildenden Studiums erheben die Hochschulen Ge-

bühren; von Teilnehmern und Teilnehmerinnen an einem 

weiterbildenden Studium, die nicht Studierende oder Gast-

studierende sind, sowie von Studierenden, die ausschließ-

lich an Studienangeboten an einem ausländischen Stand-

ort außerhalb der Europäischen Union teilnehmen, wird ein 

privatrechtliches Entgelt erhoben. […] 

(5) 1Die Hochschulen können für die besonderen Aufwen-

dungen im Ausland bei der Auswahl ausländischer Studi-

enbewerber und Studienbewerberinnen Gebühren von bis 

zu 50 € erheben; dies gilt nicht für Staatsangehörige eines 

anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum sowie andere Staatsange-

hörige, die auf Grund völkerrechtlicher Abkommen Deut-

schen gleichgestellt sind. […] 

Art. 86 Feststellung, Gestattung 

(1) Auf Antrag kann das Staatsministerium die Berechti-

gung zur Durchführung von Hochschulstudiengängen und 

die Abnahme von Hochschulprüfungen unter der Verant-

wortung einer staatlichen Hochschule eines anderen 

Landes in der Bundesrepublik Deutschland oder eines 

Mitgliedstaates der Europäischen Union oder des Europäi-

schen Wirtschaftsraums sowie einer dort staatlich aner-

kannten Hochschule feststellen. 

43. Bayerisches Hochschulzulassungsgesetz 

Art. 1 Vergabe von Studienplätzen 

(1) Die staatlichen Hochschulen im Freistaat Bayern 

(Hochschulen) verfolgen das Ziel der erschöpfenden 

Nutzung ihrer Ausbildungskapazitäten.  

(2) 1Übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber 

für einen Studiengang die Kapazitäten der Hochschule, so 

werden die Studienplätze im Auswahlverfahren der Stif-

tung für Hochschulzulassung (im Folgenden: Stiftung) oder 

in einem örtlichen Auswahlverfahren nach Art. 5 vergeben. 
2Unbeschadet des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 erfolgt die 

Vergabe der Studienplätze für Deutsche sowie für auslän-

dische Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen 

gleichgestellt sind. 3Deutschen gleichgestellt sind Staats-

angehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehöri-

ge und Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzu-

gangsberechtigung besitzen. 4Verpflichtungen zur Gleich-

stellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 

zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichti-

gen.  

(3) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr 

vollendet hat, wird an einem Auswahlverfahren nur betei-

ligt, wenn für das beabsichtigte Studium unter Berücksich-

tigung der persönlichen Situation schwerwiegende wissen-

schaftliche oder berufliche Gründe sprechen. 

Anlage 4 Zuordnung der Landkreise und kreisfreien 

Gemeinden zu den Studienorten 

(3) Örtliche und regionale Verwaltungseinheiten eines 

anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, die an 

ein Land der Bundesrepublik Deutschland angrenzen, 

können einem Studienort dieses Landes zugeordnet wer-

den, wenn sie an den Landkreis oder die kreisfreie Ge-

meinde dieses Studienorts angrenzen.  

44. Hochschulzulassungsverordnung 

§ 2 Einbezogener Personenkreis 

1Die Studienplätze werden an Deutsche sowie an auslän-

dische Staatsangehörige oder Staatenlose, die im Sinn 

dieser Verordnung Deutschen gleichgestellt sind, verge-

ben. 2Deutschen gleichgestellt sind hiernach:  

1. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaa-

tes des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum, 

2. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder 

von Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates 

der Europäischen Union oder von Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, 

sofern diese Staatsangehörigen in der Bundesrepublik 

Deutschland beschäftigt sind oder beschäftigt gewe-

sen sind, 
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3. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere 

Familienangehörige im Sinn des Art. 2 Nr. 2 der Richt-

linie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Uni-

onsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Ho-

heitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 

1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 

64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 

73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 

90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl L 158 S. 77, ber. 

ABl L 229 S. 35, 2007 ABl L 204 S. 28) in der jeweils 

geltenden Fassung von Staatsangehörigen eines an-

deren Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

von Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehö-

rigen in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt 

sind, sowie 

4. sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staaten-

lose, die eine in der Bundesrepublik Deutschland oder 

an einer deutschen Auslandsschule erworbene Hoch-

schulzugangsberechtigung, die nicht ausschließlich 

nach ausländischem Recht erworben wurde (deutsche 

Hochschulzugangsberechtigung), besitzen. 

3Wer nach Satz 2 Deutschen gleichgestellt ist, wird nach 

den für Deutsche geltenden Bestimmungen am Vergabe-

verfahren beteiligt.  

§ 35 Höhere Fachsemester 

(3) Die Hochschulen können ausnahmsweise außerhalb 

der für höhere Fachsemester festgesetzten Zulassungs-

zahlen Staatsangehörige aus anderen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union zulassen, wenn und soweit dies im 

Vollzug einer Vereinbarung mit einer Hochschule eines 

Mitgliedstaates der Europäischen Union oder im Rahmen 

eines auf Gegenseitigkeit beruhenden Studierendenaus-

tausches innerhalb der Europäischen Union notwendig ist.  

45. Eliteförderungsgesetz 

Art. 2 Personenkreis 

1Gefördert werden an Hochschulen in Bayern  

1. im Rahmen der Studienförderung Studentinnen und 

Studenten und 

2. im Rahmen der Graduierten- und Postgraduiertenför-

derung besonders qualifizierte wissenschaftliche 

Nachwuchskräfte, 

welche die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedslandes der 

Europäischen Union besitzen oder einem Staat angehö-

ren, mit dem die Gegenseitigkeit gewährleistet ist, und 

zum Zeitpunkt des Förderbeginns der Studienförderung 

das 23. Lebensjahr, im Übrigen das 30. Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben. 2In Ausnahmefällen, insbesondere 

aus familienpolitischen Gründen, ist eine Überschreitung 

der Altersgrenzen zulässig.  

Art. 6 Grundsätze des Exzellenzprogramms 

(2) 1In der Regel ist von jedem Geförderten ein Auslands-

semester zu absolvieren. 2Folgende Leistungen können 

dafür einmalig gewährt werden:  

1. Eine Sonderzuwendung als pauschaler Zuschuss, 

wenn keine Leistungen nach dem Bundesausbil-

dungsförderungsgesetz erfolgen, 

2. ein Auslandszuschlag für ein Studium im Bereich 

der Europäischen Union, 

3. eine Erstattung ausländischer Studiengebühren, 

wenn sie über dem Regelerstattungsbetrag im 

Sinn des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

liegen. 

(3) Die Geförderten erhalten nach Maßgabe der im Haus-

haltsplan bereitgestellten Mittel als Sonderzuwendung eine 

pauschalierte Unterstützung zur Finanzierung eigenständi-

ger bildungsbezogener Aktivitäten, die nicht der Deckung 

des Bedarfs für den Lebensunterhalt dient.  

(4) Die für die Studienförderung mit Bundesmitteln gelten-

den Bestimmungen bleiben unberührt. 
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46. Eliteförderungsdurchführungs-Verordnung 

§ 9 Leistungen für ein Auslandssemester 

(1) Leistungen für ein Auslandssemester können gewährt 

werden, wenn die Studierenden nicht anderweitig eine 

Förderung für ein Auslandssemester erhalten, die mit der 

Förderung durch das BayEFG vergleichbar ist.  

(2) 1Über Leistungen für ein Auslandssemester wird auf 

schriftlichen Antrag entschieden, der spätestens drei 

Monate vor Antritt des Auslandssemesters zu stellen ist. 
2Der Bewilligungszeitraum für ein Auslandssemester um-

fasst die Zeit vom Beginn des Kalendermonats an, in dem 

die Ausbildung im Ausland tatsächlich aufgenommen wird, 

bis zum Ende des Kalendermonats, in dem die Ausbildung 

dort tatsächlich beendet wird. 3Die Gesamtförderungsdau-

er darf sieben Monate nicht überschreiten.  

(3) 1Studierende, die ein Auslandssemester absolvieren, 

können eine Sonderzuwendung erhalten, die in der Höhe 

den Leistungen entspricht, welche nach der Verordnung 

über die Zuschläge zu dem Bedarf nach dem Bundesaus-

bildungsförderungsgesetz bei einer Ausbildung im Ausland 

(BAföG-AuslandszuschlagsV) bei einer Ausbildung im 

Ausland zu gewähren wären. 2Daneben können diese 

Studierenden als Sonderzuwendung für jeden Monat des 

Bewilligungszeitraums im Ausland einen Auslandszu-

schlag für ein Studium im Bereich der Europäischen Union 

in Höhe von 155 € erhalten. 3Einmalig können diese Stu-

dierenden die den Regelerstattungsbetrag des § 3 Abs. 1 

der BAföG-AuslandszuschlagsV überschreitenden Stu-

diengebühren bis zu einem Höchstbetrag von 3000 € 

erhalten. 4Die festzusetzenden Leistungen sind auf die 

Monate des Bewilligungszeitraums für das Auslandsse-

mester zu verteilen.  

47. Hochschulgebührenverordnung 

§ 3 Absehen von der Gebührenerhebung, Gebühren-

ermäßigung 

(1) 1Sofern die Immatrikulation als Gaststudierende oder 

Gaststudierender an einer weiteren Hochschule neben der 

Immatrikulation als Studierende oder Studierender für 

einen grundständigen oder postgradualen Studiengang 

erforderlich ist, um dieses Studium nach Maßgabe der 

einschlägigen Prüfungsordnung ordnungsgemäß durchzu-

führen und abzuschließen, werden keine Gebühren erho-

ben. 2Von einer Gebührenerhebung wird ferner abgesehen 

bei  

1. ausländischen Gaststudierenden, die im Rahmen 

eines auch im Hinblick auf die Gebührenfreiheit 

des Studiums auf Gegenseitigkeit beruhenden 

Studierendenaustausches innerhalb der Europäi-

schen Gemeinschaften oder von Hochschulkoope-

rationsvereinbarungen immatrikuliert sind, 

2. Schülerinnen und Schülern, die an Hochschulen 

auf Grund von Art. 42 Abs. 3 BayHSchG berechtigt 

sind, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen, 

3. Gaststudierenden, die als Studierende an einer 

anderen Hochschule immatrikuliert sind, mit der 

eine entsprechende Kooperationsvereinbarung 

besteht.

48. Studiendarlehen-Verordnung 

§ 3 Darlehensberechtigung 

(1) Darlehensberechtigt sind folgende Studierende, die an 

einer Hochschule im Sinne von § 1 Abs. 2 immatrikuliert 

sind, soweit sie nicht gemäß Art. 71 Abs. 5 BayHSchG von 

der Beitragspflicht befreit sind:  

1. Deutsche im Sinn des Grundgesetzes sowie ihre 

Angehörigen im Sinn von § 3 Abs. 2 des Gesetzes 

über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbür-

gern (Freizügigkeitsgesetz/EU) vom 30. Juli 2004 

(BGBl I S. 1950, 1986), zuletzt geändert durch Art. 

2 des Gesetzes vom 19. August 2007 (BGBl I S. 

1970), 

2. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates 

der Europäischen Union oder eines anderen Ver-

tragsstaates des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum sowie andere Staatsange-

hörige, die auf Grund völkerrechtlicher Abkommen 

Deutschen gleichgestellt sind, 

3. Ausländer, die als Familienangehörige von Staats-

angehörigen eines Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union oder eines Vertragsstaates des Ab-

kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

das Recht auf Aufenthalt nach dem Gesetz über 

die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern 

Freizügigkeitsgesetz/EU vom 30. Juli 2004 

(BGBl. I S. 1950, 1986), zuletzt geändert durch 

Art. 2 des Gesetzes vom 19. August 2007 (BGBl I 

S. 1970) haben, […] 
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49. Bayerische-Akademie-der-Schönen Künste-Verordnung 

§ 6 [Mitglieder] 

(1) 1Die Abteilungen für Bildende Kunst, Literatur, Musik, 

Darstellende Kunst sowie Film- und Medienkunst bestehen 

aus je höchstens 30 ordentlichen Mitgliedern; diese Zahl 

erhöht sich jeweils um die Anzahl der ordentlichen Mitglie-

der, die das 75. Lebensjahr vollendet haben. 2Zu ordentli-

chen Mitgliedern können gewählt werden:  

1. Künstler mit deutscher Staatsangehörigkeit, sowie 

Künstler mit der Staatsangehörigkeit eines Mitglieds-

landes der Europäischen Union, soweit sie seit min-

destens drei Jahren ihren ständigen Wohnsitz in der 

Bundesrepublik Deutschland haben, 

2. Persönlichkeiten, die keine Künstler sind, sich aber mit 

künstlerischen Fragen beschäftigt haben; sie sollen die 

deutsche Staatsangehörigkeit oder die Staatsangehö-

rigkeit eines Mitgliedslandes der Europäischen Union 

besitzen und seit mindestens drei Jahren ihren ständi-

gen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland ha-

ben. 

(2) Zu korrespondierenden Mitgliedern können Künstler 

sowie Persönlichkeiten gewählt werden, die keine Künstler 

sind, sich aber mit künstlerischen Fragen beschäftigt 

haben, wenn von ihnen eine Förderung des Zwecks der 

Akademie zu erwarten ist.  

(3) 1Zu Ehrenmitgliedern können Persönlichkeiten gewählt 

werden, die sich um die Kunst im allgemeinen oder um die 

Akademie hervorragende Verdienste erworben haben, 

auch wenn diese nicht auf dem Gebiet eigener künstleri-

scher Betätigung liegen. 2Ihre Zahl soll 24 nicht überstei-

gen.  

(4) 1Die Mitglieder werden auf Vorschlag der zuständigen 

Abteilung von den ordentlichen Mitgliedern der Akademie 

mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 

Stimmen gewählt. 2Die Wahl ist geheim, die schriftliche 

Wahl ist zulässig.  

50. Verordnung über dienstrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des Bayeri-

schen Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

§ 3 Zuständigkeiten nach dem Leistungslaufbahnge-

setz 

(5) Dem Landespersonalausschuss werden folgende 

Befugnisse übertragen: 

1. Anerkennung der Qualifikation von Bewerbern und 

Bewerberinnen aus Mitgliedstaaten (Art. 44 Abs. 1 

Satz 1 in Verbindung mit Sätzen 2 und 3 LlbG), 
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G. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 

51. Bayerisches Beamtenversorgungsgesetz 

Art. 5 Zahlungsweise 

(3) Haben Versorgungsberechtigte ihren Wohnsitz oder 

dauernden Aufenthalt außerhalb der Europäischen Union, 

so kann die Pensionsbehörde die Zahlung der Versor-

gungsbezüge von der Bestellung eines oder einer Emp-

fangsbevollmächtigten im Geltungsbereich dieses Geset-

zes abhängig machen.  

(4) 1Für die Zahlung der Versorgungsbezüge haben Ver-

sorgungsberechtigte auf Verlangen der Pensionsbehörde 

ein Konto anzugeben oder einzurichten, auf das die Über-

weisung erfolgen kann. 2Die Kontoeinrichtungs-, Kontofüh-

rungs- oder Buchungsgebühren tragen die Versorgungs-

berechtigten. 3Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der 

Kosten für die Gutschrift auf dem Konto der Versorgungs-

berechtigten trägt die Pensionsbehörde; bei einer Über-

weisung der Versorgungsbezüge auf ein außerhalb der 

Europäischen Union geführtes Konto tragen die Versor-

gungsberechtigten die Kosten und die Gefahr der Über-

mittlung der Versorgungsbezüge sowie die Kosten einer 

Meldung nach § 59 der Außenwirtschaftsverordnung. 
4Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestan-

den werden, wenn den Versorgungsberechtigten die Ein-

richtung oder Benutzung eines Kontos aus wichtigem 

Grund nicht zugemutet werden kann.  

Art. 44 Erlöschen der Hinterbliebenenversorgung 

(2) 1Die Ansprüche der Waisen auf Waisengeld und Un-

terhaltsbeitrag bestehen nach Vollendung des 18. Lebens-

jahres auf Antrag längstens bis zur Vollendung des 27. 

Lebensjahres, solange die Waise  

1. sich in Schul- oder Berufsausbildung oder in einer 

Übergangszeit von höchstens vier Monaten befindet, 

[…] 

(3) 1In den Fällen des Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird eine Waise, 

die  

1. den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst 

geleistet hat oder 

2. sich anstelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes 

freiwillig für die Dauer von nicht mehr als drei Jahren 

zum Wehrdienst verpflichtet hat oder 

3. eine vom gesetzlichen Wehrdienst oder Zivildienst 

befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelfer im Sinn 

des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes aus-

geübt hat, 

für einen der Dauer dieser Dienste oder der Tätigkeit 

entsprechenden Zeitraum, höchstens für die Dauer des 

inländischen Grundwehrdienstes oder bei anerkannten 

Kriegsdienstverweigerern für die Dauer des inländischen 

gesetzlichen Zivildienstes, über das 27. Lebensjahr hinaus 

berücksichtigt. 2Wird der gesetzliche Grundwehrdienst 

oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder einem Staat, auf den das Abkommen über den 

Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, geleis-

tet, so ist die Dauer dieses Dienstes maßgebend.  

Art. 99a Wechsel in einen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union 

(1) 1Auf Antrag erhalten nachzuversichernde 

1.  Beamte und Beamtinnen auf Lebenszeit, die nach 

Erfüllung der Wartezeit nach Art. 11 Abs. 1 Nr. 1 oder 

2.  Beamte und Beamtinnen auf Zeit, die nach einer 

Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 

auf Antrag entlassen wurden, eine ergänzende Versor-

gungsabfindung, wenn sie im unmittelbaren Anschluss 

eine im Inland herkömmlich in einem öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnis ausgeübte Beschäftigung im öffentlichen 

Dienst eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 

aufnehmen. 2Die Unmittelbarkeit wird vermutet, wenn 

zwischen der Beendigung des Dienstverhältnisses und 

dem Beginn des Beschäftigungsverhältnisses im Ausland 

nicht mehr als drei Monate vergangen sind. 3 Art. 10 

Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

Hinweis: Vom Ressort genannt wurden darüber hinaus 

folgende Bestimmungen: Art. 14 Abs. 4 Nr. 5; 17 Abs. 1 

Nr. 1; 49, 64 Abs. 2, 4; 83 Abs. 5; 85 Abs. 6 und 86  

BayBeamtVG. 

 

  

Anlage zur Schriftlichen Anfrage Drucksache 18/503



 

- 24 - 

52. Bayerische Beihilfeverordnung 

§ 6 Zusammentreffen des Beihilfeanspruchs mit ande-

ren Ansprüchen 

(1) 1Bei vorrangig in Anspruch zu nehmenden bzw. anzu-

rechnenden Leistungen im Sinn des Art. 96 Abs. 2 Sätze 2 

bis 5 BayBG handelt es sich um Leistungsansprüche, die 

auf Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglichen Vereinba-

rungen beruhen. 2Gewährte Zuschüsse im Sinn des Art. 

96 Abs. 2 Satz 4 BayBG werden in voller Höhe auf die 

beihilfefähigen Aufwendungen angerechnet. 3Bei der 

Versorgung mit Zahnersatz und Zahnkronen nach Maßga-

be der §§ 14 bis 17 sind hierbei 65 v.H. als gewährte 

Leistung anzurechnen; Berechnungsgrundlage ist der 

Betrag, aus dem sich der Zuschuss der Krankenkasse 

errechnet. 4Sätze 1 bis 3 gelten auch, soweit Leistungser-

bringer in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

in Anspruch genommen wurden. 5Art. 96 Abs. 2 Satz 3 bis 

4 BayBGArt. 96 Abs. 2 Satz 3 BayBG gilt nicht […] 

§ 41 Beihilfefähige Aufwendungen bei Vorsorgemaß-

nahmen 

 (4) 1Aufwendungen für Schutzimpfungen sind auf der 

Grundlage der Empfehlungen der Ständigen Impfkommis-

sion beim Robert Koch-Institut beihilfefähig. 2Nicht beihilfe-

fähig sind Impfungen anlässlich privater Reisen in Gebiete 

außerhalb der Europäischen Union. 

§ 45 Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ent-

standene Aufwendungen 

(1) […] 3Bei innerhalb der Europäischen Union entstande-

nen beihilfefähigen Aufwendungen einschließlich stationä-

rer Leistungen in öffentlichen Krankenhäusern wird kein 

Kostenvergleich durchgeführt. 4Abweichend von Satz 1 

sind Aufwendungen, die anlässlich eines vorübergehenden 

privaten Aufenthalts außerhalb Europas entstanden sind, 

nicht beihilfefähig. 5Die Beschränkungen der Sätze 1, 3 

und 4 gelten nicht für Aufwendungen, die anlässlich von 

stationären Notfallbehandlungen entstehen. 6Bei stationä-

ren Maßnahmen nach § 29 Abs. 1, die in Gebieten außer-

halb der Europäischen Union durchgeführt werden, gilt 

Abs. 3 Nr. 3 entsprechend.  

(3) 1Aus Anlass stationärer oder ambulanter Maßnahmen 

im Sinn von § 30 Abs. 1 Nr. 1 und 3 außerhalb der Bun-

desrepublik Deutschland entstandene Aufwendungen sind 

ausnahmsweise beihilfefähig, wenn bei Antritt der Reise  

1. bei ambulanten Heilkuren der Kurort im Heilkurorte-

verzeichnis Ausland aufgeführt ist, 

2. die Voraussetzungen des § 30 vorliegen und 

3. bei Maßnahmen außerhalb der Europäischen Union 

durch ein amts- oder vertrauensärztliches Gutachten 

nachgewiesen ist, dass die Maßnahme wegen der we-

sentlich größeren Erfolgsaussicht außerhalb der Euro-

päischen Union zwingend notwendig ist. 

Anlage 6 Zu § 45 Abs. 4 

19. Beihilfefähige, außerhalb des Gastlandes entste-

hende Aufwendungen 

Aufwendungen, die während eines nicht dienstlich beding-

ten Aufenthalts außerhalb des Gastlandes und außerhalb 

der Europäischen Union im Ausland entstehen, sind nur 

insoweit und bis zu der Höhe beihilfefähig, wie sie bei 

Behandlung im Gastland oder in der Bundesrepublik 

Deutschland entstanden und beihilfefähig gewesen wären. 

Dies gilt nicht in den Fällen der Nr. 9. 

53. Bayerisches Beamtengesetz 

Art. 96 Beihilfe in Krankheits-, Geburts-, Pflege- und 

sonstigen Fällen 

(5) 1Das Nähere hinsichtlich des Kreises der beihilfebe-

rechtigten Personen und der berücksichtigungsfähigen 

Angehörigen, des Inhalts und Umfangs der Beihilfen sowie 

des Verfahrens der Beihilfengewährung regelt das 

Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung 

und Heimat durch Rechtsverordnung. 2Insbesondere 

können Bestimmungen getroffen werden [...] 

2.  hinsichtlich des Inhalts und Umfangs der Beihilfen über 

[...] 

e)  die Beschränkung oder den Ausschluss von Beihil-

fen zu Aufwendungen, die in Ländern außerhalb 

der Mitgliedstaaten der Europäischen Union er-

bracht werden, 
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54. Leistungslaufbahngesetz 

Art. 6 Qualifikationserwerb 

(1) 1Regelbewerber und Regelbewerberinnen erwerben 

die Qualifikation für eine Fachlaufbahn durch  

1. Ableisten des Vorbereitungsdienstes und Bestehen 

der Qualifikationsprüfung, 

2. Erwerb der Vorbildung und hauptberufliche Tätigkeit 

nach den Art. 38 bis 40, 

3. Anerkennung eines in einem Mitgliedstaat im Sinn des 

Art. 42 Abs. 2 erworbenen Qualifikationsnachweises 

gemäß Art. 41 bis 51, 

4. Anerkennung nach Art. 9 Abs. 2 oder 3 oder Art. 11 

oder 

5. Feststellung der Staatsministerien gemäß Abs. 2. 

2In der ersten Qualifikationsebene entfällt die Qualifikati-

onsprüfung.  

(2) 1Soweit die Einrichtung von fachlichen Schwerpunkten, 

die keinen Vorbereitungsdienst und keine Qualifikations-

prüfung vorsehen und die auch nicht nach Art. 38 bis 40 

geregelt sind, erforderlich ist, können die Staatsministerien 

die Qualifikation für eine Fachlaufbahn im Einzelfall fest-

stellen. 2Die Qualifikationsvoraussetzungen müssen den 

für die betreffende Qualifikationsebene allgemein vorge-

schriebenen Voraussetzungen gleichwertig sein.  

(3) 1Andere Bewerber und Bewerberinnen erwerben die 

Qualifikation durch Lebens- und Berufserfahrung innerhalb 

oder außerhalb des öffentlichen Dienstes. 2Die Qualifikati-

on ist vor der Einstellung gemäß Art. 52 Abs. 2 festzustel-

len.  

Art. 42 Anwendungsbereich 

(1) 1Die Art. 43 bis 51 gelten für die Anerkennung von in 

anderen Mitgliedstaaten erworbenen Berufsqualifikationen 

als Qualifikation für eine Fachlaufbahn entsprechend der 

Richtlinie 2005/36/EG. 2Unberührt bleibt der Grundsatz der 

automatischen Anerkennung auf Grund der Regelungen in 

den Art. 21 ff. der Richtlinie 2005/36/EG und der Grund-

satz der Anerkennung von Berufserfahrung nach Titel III 

Kapitel II der Richtlinie 2005/36/EG.  

(2) Mitgliedstaat im Sinn dieses Gesetzes ist  

1. jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union, 

2. jeder andere Vertragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum und 

3. jeder andere Vertragsstaat, dem Deutschland und die 

Europäische Union vertraglich einen Rechtsanspruch 

auf Anerkennung von Berufsqualifikationen eingeräumt 

haben. 

(3) Art. 16 des Bayerischen Berufsqualifikationsfeststel-

lungsgesetzes ist anwendbar.  

Art. 43 Anerkennung 

(1) Ist der Beruf in dem anderen Mitgliedstaat reglemen-

tiert, sind die Qualifikationsnachweise, die dort erforderlich 

sind, um in dessen Hoheitsgebiet den Beruf aufnehmen 

oder ausüben zu dürfen, auf Antrag als Qualifikation für 

eine dem Beruf entsprechende Fachlaufbahn anzuerken-

nen. 

(2) 1Ist der Beruf in dem anderen Mitgliedstaat nicht reg-

lementiert, ist die Qualifikation dennoch für eine entspre-

chende Fachlaufbahn anzuerkennen, wenn der Antragstel-

ler oder die Antragstellerin den Beruf dort innerhalb der 

vorangegangenen zehn Jahre ein Jahr lang in Vollzeit oder 

während einer entsprechenden Gesamtdauer in Teilzeit 

ausgeübt hat und im Besitz von Befähigungs- oder Ausbil-

dungsnachweisen ist. 2 Diese Nachweise müssen [...] 

Art. 44 Antrag 

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

1.  ein Nachweis der Staatsangehörigkeit eines Mitglied-

staates, 

2.  Qualifikationsnachweise, 

3.  Bescheinigungen oder Urkunden des Heimat- oder 

Herkunftsstaates darüber, dass keine Straftaten, 

schwerwiegenden beruflichen Verfehlungen oder 

sonstige, die Eignung in Frage stellenden Umstände 

bekannt sind; die Bescheinigungen oder Urkunden 

dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate 

sein, 

4.  ein Nachweis, aus dem hervorgeht, zu welcher Be-

rufsausübung der Qualifikationsnachweis im Heimat- 

oder Herkunftsstaat berechtigt, 

5. Bescheinigungen über die Art und Dauer der nach 

Erwerb des Qualifikationsnachweises in einem Mit-

gliedstaat ausgeübten Tätigkeiten in der Fachrichtung 

des Qualifikationsnachweises… 

Art. 48 Eignungsprüfung 

(4) 1Die zuständige Behörde vergleicht die für den Qualifi-

kationserwerb für unverzichtbar angesehenen Sachgebiete 

aus den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen mit den 

Qualifikationen und den Erfahrungen des Antragstellers 

oder der Antragstellerin, die bereits in einem Mitgliedstaat 

erworben wurden. 2Anschließend legt die Behörde im 

Einzelfall, abhängig von den festgestellten Defiziten, den 

konkreten Inhalt und Umfang der Prüfung, insbesondere 

die Prüfungsgebiete fest. 

55. Geodateninfrastrukturgesetz 

Art. 5 Erfassung und Führung von Geodaten 

(1) Die Geodaten nach Art. 4 Abs. 1 sind entsprechend 

Art. 12a des Gesetzes über die Landesvermessung und 

das Liegenschaftskataster – Vermessungs- und Kataster-

gesetz – VermKatG – (BayRS 219-1-F) in der jeweils 

geltenden Fassung zu erfassen und zu führen.  

(2) Soweit Geodaten sich auf einen Standort oder ein 

geografisches Gebiet beziehen, dessen Lage sich auf das 

Hoheitsgebiet eines weiteren oder mehrerer Länder oder 
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auf das Hoheitsgebiet eines weiteren oder mehrerer Mit-

gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft oder der 

Schweiz erstreckt, stimmen die zuständigen Behörden mit 

den jeweils zuständigen Stellen dieser Länder, des Bun-

des, der anderen Mitgliedstaaten oder der Schweiz die 

Darstellung und die Position des Standorts bzw. des geo-

grafischen Gebiets ab. 

Art. 8 Nutzung 

(4) Gegenüber Behörden im Sinn von Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 

sowie gegenüber entsprechenden Stellen der Länder, des 

Bundes, der Kommunen und anderer Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union sowie gegenüber Organen und Ein-

richtungen der Europäischen Union können der Zugang zu 

Geodaten und Geodatendiensten sowie der Austausch 

und die Nutzung von Geodaten beschränkt werden, wenn 

hierdurch [...] gefährdet werden. 

(5) Behörden, die Geodaten oder Geodatendienste anbie-

ten, können Dritten unter nachfolgenden Voraussetzungen 

Nutzungsrechte einräumen: 

[...] 

4. Soweit gegenüber Behörden oder gegenüber Organen 

und Einrichtungen der Europäischen Union Gebühren und 

Auslagen erhoben werden, müssen sie mit dem Ziel des 

Austauschs von Geodaten und Geodatendiensten zwi-

schen Behörden vereinbar sein. Bei der Bemessung von 

Gebühren und Auslagen, die gegenüber Behörden oder 

Organen oder Einrichtungen der Europäischen Union 

erhoben werden, darf das zur Gewährleistung der nötigen 

Qualität und des Angebots von Geodaten und Geodaten-

diensten notwendige Minimum zuzüglich einer angemes-

senen Rendite nicht überschritten werden, wobei die 

Selbstfinanzierungserfordernisse der Behörden, die Geo-

daten und Geodatendienste anbieten, zu beachten sind. 

5. Nr. 4 findet auch Anwendung für die Erhebung von 

Gebühren und Auslagen gegenüber Behörden anderer 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union, soweit diese 

öffentliche Aufgaben wahrnehmen, die Auswirkungen auf 

die Umwelt haben können. Dies gilt auf der Grundlage von 

Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit auch für durch inter-

nationale Übereinkünfte geschaffene Einrichtungen, soweit 

die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten zu deren 

Vertragsparteien gehören. [...] 

56. Wahlordnung zum Bayerischen Personalvertretungsgesetz 

Sechster Teil: Wahl der Vertrauensperson der ausländi-

schen Beschäftigten, die nicht die Staatsangehörigkeit 

eines Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaften 

besitzen 
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H. Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Technologie 

57. IMI-Verordnung 

§ 2 Informationsaustausch im Zuständigkeitsbereich 

nicht registrierter Stellen 

(1) Anfragen von nicht nach § 1 Abs. 3 registrierten Stel-

len, die im Rahmen der europäischen Verwaltungszu-

sammenarbeit an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

oder an Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum gestellt werden sollen, sind dem 

örtlich zuständigen IMI-Adressaten nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 

zu übermitteln und von diesem in das Binnenmarktinforma-

tionssystem IMI einzustellen. [...] 

(2) Anfragen, die aus den anderen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union oder den Vertragsstaaten des Ab-

kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum einge-

hen und die in den Zuständigkeitsbereich von nicht in § 1 

Abs. 2 genannten Stellen fallen, sind von dem örtlich 

zuständigen IMI-Adressaten nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 anzu-

nehmen und an die fachlich zuständigen Stellen weiterzu-

leiten. [...] 

(3) Kann eine eingehende Anfrage keiner zuständigen 

Stelle zugeordnet werden, übernimmt die Regierung der 

Oberpfalz die Aufgabe des IMI-Adressaten. 

§ 5 Ausnahmen im Einzelfall 

(1) 1Stellt eine zuständige Stelle ein Ersuchen auf Amtshil-

fe bei Ausnahmen im Einzelfall (Art. 35 in Verbindung mit 

Art. 18 der Richtlinie 2006/123/EG) und wird diesem Ersu-

chen im Niederlassungsmitgliedstaat nicht stattgegeben, 

sodass Maßnahmen nach Art. 18 Abs. 1 der Richtlinie 

2006/123/EG ergriffen werden sollen, informiert die zu-

ständige Stelle unmittelbar die Regierung der Oberpfalz 

und das fachlich zuständige Staatsministerium. 2Die zu-

ständige Stelle versendet die Mitteilung nach Art. 35 

Abs. 3 der Richtlinie 2006/123/EG möglichst im Binnen-

marktinformationssystem IMI. 3Ist die zuständige Stelle 

nicht registriert (§ 1 Abs. 3), so gelten für die Versendung 

§ 2 Abs. 1 Sätze 1 und 2 entsprechend. 

58. Gesetz über die Zuständigkeit für die Aufgaben des Einheitlichen Ansprechpartners 

im Freistaat Bayern 

Art. 1 Anwendungsbereich 

1Die Einheitlichen Ansprechpartner im Freistaat Bayern 

nehmen die Aufgaben der einheitlichen Stelle nach Art. 

71a bis 71e des Bayerischen Verwaltungsverfahrensge-

setzes (BayVwVfG) wahr. 2Art. 71a bis 71e BayVwVfG 

finden im Anwendungsbereich der Richtlinie 2006/123/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 

Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 

(ABl L 376 S. 36) auf Dienstleistungserbringer und Dienst-

leistungsempfänger aus dem Inland, den Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union und den Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

Anwendung, jedoch ohne Beschränkung auf grenzüber-

schreitende Sachverhalte.  

59. Wirtschaftsrechts-Zuständigkeitsgesetz 

Art. 4 Energieeinsparungsgesetz 

(3) Die Staatsregierung wird ermächtigt, für das Verfahren 

über die Anerkennung sachverständiger Stellen nach § 5 

Abs. 1 Satz 3 HeizkostenV, vorbehaltlich entgegenstehen-

der bundesrechtlicher Regelungen, durch Rechtsverord-

nung zu bestimmen,  

1. welche Ausbildungen oder Befähigungen für die Lei-

tung oder Stellvertretung einer sachverständigen Stelle 

erforderlich sind, und dass die in einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder einem ande-

ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum erworbene Ausbildung oder 

Befähigung einer im Inland erworbenen Qualifikation 

gleichwertig ist, 

2. welche Anforderungen an die Zuverlässigkeit der 

Leitung und der Stellvertretung einer sachverständigen 

Stelle gestellt werden können, 

3. unter welchen Voraussetzungen einer sachverständi-

gen Stelle ihre Tätigkeit untersagt werden kann, 

4. welche tätigkeitsbezogenen Bezeichnungen eine 

sachverständige Stelle bei der Ausübung ihrer Tätig-

keit zu verwenden hat und 

5. welche Pflichten eine sachverständige Stelle bei der 

Ausübung ihrer Tätigkeit zu beachten hat. 
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60. Ausführungsverordnung energiewirtschaftlicher Vorschriften 

§ 3 Sachverständige 

(2) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Union gleichgestellten Staat zur Wahrneh-

mung von Aufgaben als Sachverständiger im Sinn dieser 

Verordnung niedergelassen sind, sind ohne Eintragung in 

die Liste nach Abs. 1 berechtigt, als Sachverständiger 

Aufgaben nach dieser Verordnung auszuführen, wenn sie  

1. hinsichtlich des Tätigkeitsbereichs eine vergleichbare 

Berechtigung besitzen und 

2. dafür dem Abs. 1 vergleichbare Anforderungen erfüllen 

mussten. 

2Sie haben die erstmalige Aufnahme ihrer Tätigkeit vorher 

der Bayerischen Architektenkammer oder der Bayerischen 

Ingenieurekammer-Bau anzuzeigen und dabei Folgendes 

vorzulegen:  

1. eine Bescheinigung, dass sie in einem Mitgliedstaat 

der Europäischen Union oder einem nach dem Recht 

der Europäischen Union gleichgestellten Staat recht-

mäßig zur Wahrnehmung von Aufgaben als Sachver-

ständiger im Sinn dieser Verordnung niedergelassen 

sind und ihnen die Ausübung dieser Tätigkeiten zum 

Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch 

nicht vorübergehend, untersagt ist, und 

2. einen Nachweis, dass sie im Staat ihrer Niederlassung 

die Voraussetzungen nach Satz 1 Nrn. 1 und 2 erfüllen 

mussten. 

3Die jeweilige Kammer kann das Tätigwerden untersagen, 

wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind; 

sie hat auf Antrag zu bestätigen, dass die Anzeige nach 

Satz 2 erfolgt ist.  

(3) 1Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder einem nach dem Recht der 

Europäischen Union gleichgestellten Staat zur Wahrneh-

mung von Aufgaben als Sachverständige im Sinn dieser 

Verordnung niedergelassen sind, ohne im Sinn des Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 vergleichbar zu sein, sind berechtigt, als 

Sachverständige Aufgaben nach dieser Verordnung aus-

zuführen, wenn ihnen die Bayerische Architektenkammer 

oder die Bayerische Ingenieurekammer-Bau bescheinigt 

hat, dass sie die Anforderungen des Abs. 1 erfüllen. 2Die 

Bescheinigung wird auf Antrag erteilt, dem die zur Beurtei-

lung erforderlichen Unterlagen beizufügen sind. 3Abs. 1 

Satz 3 gilt entsprechend. 

61. Verordnung zur Durchführung des Art. 12 Abs. 2a der Verordnung über den Europäi-

schen Verbund für territoriale Zusammenarbeit 

§ 1 Haftungsbeschränkung 

Ist die Haftung mindestens eines Mitglieds eines Europäi-

schen Verbunds für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) 

aus einem EU-Mitgliedstaat nach Maßgabe des nationalen 

Rechts, dem dieses Mitglied unterliegt, beschränkt, so 

können die anderen Mitglieder ihre Haftung ebenfalls in 

der Übereinkunft beschränken. 

62. Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern 

1.4.2  Europäische Raumentwicklung 

(G) Bayern soll sich als eigenständiger Teilraum Deutsch-

lands und Europas in die Zusammenarbeit der Länder und 

der Mitgliedstaaten, insbesondere bei der Abstimmung 

räumlicher Entwicklungsstrategien, einbringen. Räumliche 

Konzepte für Bayern sollen auch die grenzübergreifend 

abgestimmten Entwicklungsstrategien berücksichtigen. 

 

 

  

Anlage zur Schriftlichen Anfrage Drucksache 18/503



 

- 29 - 

I. Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 

63. Bayerisches Bodenschutzgesetz 

Art. 6 Sachverständige und Untersuchungsstellen 

(1) 1Das Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-

schutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die An-

forderungen an die Sachkunde, Zuverlässigkeit und gerä-

tetechnische Ausstattung der Sachverständigen und Un-

tersuchungsstellen, die Aufgaben nach dem Bundes-

Bodenschutzgesetz oder nach diesem Gesetz wahrneh-

men, sowie Art und Umfang ihrer Aufgaben und die Vorla-

ge der Ergebnisse ihrer Tätigkeit zu regeln. 2In der 

Rechtsverordnung können auch die von Sachverständigen 

oder den Leitern von Untersuchungsstellen zu erfüllenden 

persönlichen Voraussetzungen und die bei Ausübung ihrer 

Tätigkeit einzuhaltenden Verpflichtungen geregelt werden.  

[...] 

(3) 1Zulassungen anderer Länder der Bundesrepublik 

Deutschland gelten auch im Freistaat Bayern. 
2Gleichwertige Zulassungen anderer Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

stehen Zulassungen nach Abs. 2 gleich. 3Sie sind der 

Zulassungsstelle vor Aufnahme der Tätigkeit im Original 

oder in Kopie vorzulegen. 4Eine Beglaubigung der Kopie 

kann verlangt werden. 5Nachweise aus einem anderen 

Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 

Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum stehen inländischen Nachweisen gleich, 

wenn sie mit diesen gleichwertig sind oder wenn aus ihnen 

hervorgeht, dass die betreffenden Zulassungsvorausset-

zungen erfüllt sind.  

64. Ausbildungs- und Prüfungsordnung Lebensmittelchemiker 

§ 15 Wiederholung, Freiversuch 

[…] (5) An anderen Universitäten in der Bundesrepublik 

Deutschland oder Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz in den Studi-

engängen […] nicht bestandene Prüfungen werden auf die 

Wiederholungsmöglichkeiten nach den Abs. 1 bis 3 ange-

rechnet. 

§ 22 Anerkennung von Berufsqualifikationen aus 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(1) Auf Antrag wird als Prüfung für Staatlich geprüfte Le-

bensmittelchemikerinnen bzw. Staatlich geprüfte Lebens-

mittelchemiker ein Ausbildungsnachweis anerkannt, der in 

einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist, um in dessen 

Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme oder Ausübung 

eines dem Beruf der Staatlich geprüften Lebensmittelche-

mikerin bzw. des Staatlich geprüften Lebensmittelchemi-

kers entsprechenden Berufs zu erhalten. Ist ein solcher 

entsprechender Beruf in einem anderen Mitgliedstaat nicht 

reglementiert, so wird der Ausbildungsnachweis nur aner-

kannt, wenn die Antragsteller diesen Beruf vollzeitlich zwei 

Jahre lang in den vorhergehenden zehn Jahren in diesem 

anderen Mitgliedstaat ausgeübt haben und […] 

(2) Dem Ausbildungsnachweis im Sinn des § 21 Abs. 2 ist 

jeder Ausbildungsnachweis oder jede Gesamtheit von 

Ausbildungsnachweisen gleichgestellt, die von einer zu-

ständigen Behörde in einem Mitgliedstaat ausgestellt 

wurden, sofern sie eine in der Gemeinschaft erworbene 

Ausbildung abschließen und von diesem Mitgliedstaat als 

gleichwertig anerkannt werden und in Bezug auf die Auf-

nahme oder Ausübung des Berufs der […]. 

§ 23 Ausgleichsmaßnahmen, § 24 Anerkennung von 

Berufsqualifikationen aus Drittländern und § 26 Unter-

lagen und Formalitäten (aus Platzgründen nicht aufge-

nommen) 

§ 29 Dienstleister 

(1) 1Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union, die zur Ausübung eines dem Beruf der Staat-

lich geprüften Lebensmittelchemikerin bzw. des Staatlich 

geprüften Lebensmittelchemikers entsprechenden Berufs 

in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 

rechtmäßig ansässig sind (nachstehend „Herkunftsmit-

gliedstaat” genannt), dürfen als Dienstleister im Sinn des 

Art. 50 des EG-Vertrages vorübergehend und gelegentlich 

ihren Beruf im Geltungsbereich dieser Verordnung ausü-

ben. […] 

(3) Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Europäi-

schen Union, die im Geltungsbereich dieser Verordnung 

den Beruf der Staatlich geprüften Lebensmittelchemikerin 

bzw. des Staatlich geprüften Lebensmittelchemikers ausü-

ben, sind auf Antrag für Zwecke der Dienstleistung in 

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 

Bescheinigungen darüber auszustellen, dass sie […] 

§ 30 Berufsbezeichnung bei Dienstleistungen 

1Die Dienstleistung wird unter der Berufsbezeichnung des 

Herkunftsmitgliedstaates erbracht, sofern in diesem Mit-

gliedstaat für die betreffende Tätigkeit eine solche Berufs-

bezeichnung existiert. 2Die Berufsbezeichnung wird in der 

Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Her-

kunftsmitgliedstaates geführt, und zwar so, dass keine 

Verwechslung mit der Berufsbezeichnung des Aufnah-

memitgliedstaates möglich ist. 3Falls die genannte Berufs-

bezeichnung im Herkunftsmitgliedstaat nicht existiert, 

geben die Dienstleister ihren Ausbildungsnachweis in der 
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Amtssprache oder einer der Amtssprachen dieses Mit-

gliedstaates an. 

§ 31 Gleichstellung von Vertragsstaaten des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum und 

sonstigen Vertragsstaaten 

Einem Mitgliedstaat der Europäischen Union stehen ande-

re Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder Vertragsstaaten, denen 

Deutschland und die Europäische Gemeinschaft oder 

Deutschland und die Europäische Union vertraglich einen 

entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben, 

gleich. 

65. Laborverordnung 

§ 3 Zulassung, Bestätigung 

(1) 1Prüflaboratorien werden durch das Landesamt für 

Umwelt (im Folgenden: Landesamt) zugelassen. 2Das 

Landesamt gibt die zugelassenen Prüflaboratorien unter 

Nennung des Zulassungsbereichs nach § 2 mindestens 

vierteljährlich bekannt.  

(2) Das Landesamt bestätigt auf Antrag die Gleichwertig-

keit der Zulassung von Prüflaboratorien anderer Länder; 

Zulassungen sind gleichwertig, wenn nachgewiesen oder 

offenkundig ist, dass die im jeweiligen Land geltenden 

Anforderungen an die Zulassung denen des § 4 entspre-

chen.  

(3) 1Gleichwertige Zulassungen anderer Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

stehen Zulassungen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 gleich. 2Sie 

sind dem Landesamt vor Aufnahme der Prüftätigkeit im 

Original oder in Kopie vorzulegen; eine Beglaubigung der 

Kopie kann verlangt werden. 3Das Landesamt kann dar-

über hinaus verlangen, dass Zulassungen nach Satz 1 in 

beglaubigter deutscher Übersetzung vorgelegt werden. 
4Die Gleichwertigkeit wird vom Landesamt festgestellt.  

66. Sachverständigenverordnung 

§ 2 Anerkennung, Bestätigung 

(1) 1Private Sachverständige in der Wasserwirtschaft 

werden durch Anerkennung des Landesamts für Umwelt 

(im Folgenden: Landesamt) zugelassen. 2Die Anerken-

nung kann für einen oder mehrere Bereiche sowie für 

selbstständig abgrenzbare Teilbereiche gemäß § 1 oder 

einzelne wasserrechtliche Zulassungen ausgesprochen 

werden. 3Das Landesamt gibt die anerkannten privaten 

Sachverständigen mindestens vierteljährlich bekannt.  

(2) 1Das Landesamt bestätigt auf Antrag die Gleichwertig-

keit der Anerkennung privater Sachverständiger in der 

Wasserwirtschaft anderer Länder; Anerkennungen sind 

gleichwertig, wenn nachgewiesen oder offenkundig ist, 

dass die Voraussetzungen für die Anerkennung denen des 

§ 3 dieser Verordnung entsprechen. 2Die Bestätigung kann 

auch allgemein durch Bekanntmachung des Staatsministe-

riums für Umwelt und Verbraucherschutz erfolgen.  

(3) 1Gleichwertige Anerkennungen anderer Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

stehen Anerkennungen nach § 4 Abs. 1 gleich. 2Sie sind 

dem Landesamt vor Aufnahme der Prüftätigkeit im Original 

oder in Kopie vorzulegen; eine Beglaubigung der Kopie 

kann verlangt werden. 3Das Landesamt kann darüber 

hinaus verlangen, dass Anerkennungen nach Satz 1 in 

beglaubigter deutscher Übersetzung vorgelegt werden. 
4Die Gleichwertigkeit wird vom Landesamt festgestellt. 

67. Verordnung über Sachverständige und Untersuchungsstellen für den Bodenschutz 

und die Altlastenbehandlung in Bayern 

§ 2 Feststellung der Gleichwertigkeit 

1 Die Zulassungsstelle stellt auf Antrag die Gleichwertigkeit 

der Zulassung von Sachverständigen und Untersuchungs-

stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

oder anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum nach Art. 6 Abs. 3 Satz 2 

BayBodSchG fest. [...] 

§ 8 Zulassungsverfahren; Befristung 

(5) 1 Eine öffentliche Bestellung als Sachverständiger für 

Altlasten nach § 36 der Gewerbeordnung ist bei der Prü-

fung, ob die Voraussetzungen nach § 7 erfüllt sind, zu 

berücksichtigen. 2 Hinsichtlich der Überprüfung der erfor-

derlichen Sachkunde des Antragstellers gelten § 36a 

Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Gewerbeordnung entspre-

chend; bei vorübergehender und nur gelegentlicher Tätig-

keit eines Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaa-

tes der Europäischen Union oder eines anderen Vertrags-

staates des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum gelten hinsichtlich der erforderlichen Sach-

kunde § 13a Abs. 2 Sätze 2 bis 5 und Abs. 3 der Gewer-

beordnung entsprechend. 

(7a) 1 Die Feststellung der Gleichwertigkeit der Zulassung 

von Sachverständigen anderer Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union oder anderer Vertragsstaaten des Ab-

kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach 

§ 2 Abs. 2 gilt für die Dauer der von den anderen Mitglied-

staaten der Europäischen Union oder anderen Vertrags-
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staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum ausgesprochenen Zulassung, längstens für 

fünf Jahre. 2 Abs. 7 Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

§ 14 Voraussetzungen der Zulassung 

(2) 1Eine Untersuchungsstelle besitzt die erforderliche 

Sachkunde und Zuverlässigkeit und verfügt über die erfor-

derliche personelle und gerätetechnische Ausstattung, 

wenn sie die in Anlage 2 dieser Verordnung genannten 

allgemeinen und besonderen Anforderungen an die Kom-

petenz für den jeweiligen Teilbereich, für den die Zulas-

sung beantragt wird, erfüllt. 2 Hinsichtlich der Überprüfung 

der erforderlichen Sachkunde des Leiters der Untersu-

chungsstelle gelten § 36a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der 

Gewerbeordnung entsprechend; bei vorübergehender und 

nur gelegentlicher Tätigkeit eines Staatsangehörigen eines 

anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum gelten hinsichtlich der 

erforderlichen Sachkunde § 13a Abs. 2 Sätze 2 bis 5 und 

Abs. 3 der Gewerbeordnung entsprechend. 

§ 15 Zulassungsverfahren; Befristung 

(7a) 1 Die Feststellung der Gleichwertigkeit der Zulassung 

von Untersuchungsstellen anderer Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach 

§ 2 Abs. 2 gilt für die Dauer der von den anderen Mitglied-

staaten der Europäischen Union oder anderen Vertrags-

staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum ausgesprochenen Zulassung, längstens für 

fünf Jahre. 2 Abs. 7 Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

68. Bayerisches Wassergesetz 

Art. 51 Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungs-

pläne 

(1) 1Für die Teilbereiche einer Flussgebietseinheit, die sich 

im Freistaat Bayern befinden, werden Beiträge zu den 

Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen für 

die Flussgebietseinheit erstellt und diese mit den übrigen 

an der Flussgebietseinheit beteiligten Ländern koordiniert. 
2Bei Flussgebietseinheiten, die auch im Hoheitsgebiet 

anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union liegen, 

werden die Bewirtschaftungspläne und die Maßnahmen-

programme mit den zuständigen Behörden dieser Staaten 

koordiniert. 3Bei Flussgebietseinheiten, die auch in Staaten 

liegen, die nicht Mitglied der Europäischen Union sind, 

koordiniert das Staatsministerium Bewirtschaftungspläne 

und Maßnahmenprogramme mit den Behörden dieser 

Staaten. [...] 
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J. Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

69. Bayerisches Agrarwirtschaftsgesetz 

Art. 9 Beratung 

(1) 1Das Staatsministerium gewährleistet eine am Ge-

meinwohl orientierte und am Verwaltungsvollzug ausge-

richtete Beratung. 2Es hält Kernkompetenzen für eine 

subsidiäre betriebliche Beratung in der Landwirtschaft vor. 
3Für die Inanspruchnahme der staatlichen Beratung nach 

den Sätzen 1 und 2 werden keine Kosten erhoben.  

(2) 1Die produktionstechnische und betriebswirtschaftliche 

Beratung in der Land- und Forstwirtschaft erfolgt im Ver-

bund mit vom Staatsministerium anerkannten nichtstaatli-

chen Anbietern solcher Beratungsdienstleistungen. 2Art. 4 

Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 gelten entsprechend. 3Bis zum 

Erlass vorrangiger Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 

gilt Satz 2 auch für Anbieter aus einem anderen Mitglied-

staat der Europäischen Union.  

(3) 1Die produktionstechnische und betriebswirtschaftliche 

Beratung in der Landwirtschaft durch anerkannte nicht-

staatliche Anbieter nach Abs. 2 Satz 1 sowie die betriebs-

bezogene Beratung der Waldbesitzer durch forstwirtschaft-

liche Zusammenschlüsse im Sinn des Bundeswaldgeset-

zes kann gefördert werden. 2Art. 7 Abs. 2 gilt entspre-

chend. 

70. Ausbildungs- und Prüfungsordnung höherer Dienst Agrar- und Hauswirtschaft 

§ 5 Dauer, Gestaltung des Vorbereitungsdienstes 

(1) 1Der Vorbereitungsdienst dauert 24 Monate. 2Auf den 

Vorbereitungsdienst können auf Antrag angerechnet wer-

den: […] 

(4) Im Rahmen der Ausbildung können auf Antrag bis zu 

drei Monate als Gastreferendariat bei in- und ausländi-

schen Einrichtungen innerhalb des Bereichs der Europäi-

schen Union abgeleistet werden (Wahlstation).  
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K. Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 

71. Bayerisches Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 

Art. 5 Vorzulegende Unterlagen 

(6) 1Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch 

geeignete Unterlagen darzulegen, […] 3Für Antragstelle-

rinnen oder Antragsteller mit Wohnsitz in einem Mitglied-

staat der Europäischen Union, einem weiteren Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum oder in einem durch Abkommen gleichgestellten 

Staat (Mitglieds- oder Vertragsstaat) sowie für Staatsan-

gehörige dieser Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, 

sofern keine besonderen Gründe gegen eine entspre-

chende Absicht sprechen.  

[...] 

Art. 12 Vorzulegende Unterlagen 

(3) 1Die zuständige Stelle kann abweichend von Abs. 2 

eine andere Form für die vorzulegenden Dokumente zu-

lassen. 2Unterlagen, die in einem Mitglieds- oder Vertrags-

staat ausgestellt oder anerkannt wurden, können abwei-

chend von Abs. 2 auch elektronisch übermittelt werden. 

(4) 1Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin oder 

den Antragsteller auffordern, innerhalb einer angemesse-

nen Frist Informationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-

land absolvierten Berufsbildung sowie zu sonstigen 

Berufsqualifikationen vorzulegen, soweit dies zur Bewer-

tung der Gleichwertigkeit erforderlich ist. 2Soweit die Be-

rufsbildung in einem Mitglieds- oder Vertragsstaat absol-

viert wurde, kann sich die zuständige Stelle an die zustän-

dige Stelle des Ausbildungsstaates wenden.  

(6) 1Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat durch 

geeignete Unterlagen darzulegen, im Freistaat Bayern 

eine ihren Berufsqualifikationen entsprechende Erwerbstä-

tigkeit ausüben zu wollen. […] 3Für Antragstellerinnen oder 

Antragsteller mit Wohnsitz in einem Mitglieds- oder Ver-

tragsstaat sowie für Staatsangehörige dieser Staaten ist 

diese Darlegung entbehrlich, sofern keine besonderen 

Gründe gegen eine entsprechende Absicht sprechen.  

Art. 13 Verfahren 

(2) 1Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei Mona-

ten über die Gleichwertigkeit entscheiden. […] 4Für An-

tragsteller, die ihren Ausbildungsnachweis in einem Mit-

glieds- oder Vertragsstaat erworben haben oder deren 

Ausbildungsnachweise in einem dieser genannten Staaten 

anerkannt wurden, kann die Fristverlängerung nach Satz 3 

höchstens einen Monat betragen. 5Die Fristverlängerung 

ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen.  

Art. 13a Europäischer Berufsausweis 

1Für Berufe, für die auf Grund von Durchführungsrechtsak-

ten der Europäischen Kommission nach Art. 4a Abs. 7 der 

Richtlinie 2005/36/EG ein Europäischer Berufsausweis 

eingeführt ist, stellt die nach Art. 13 Abs. 4 bis 6 zuständi-

ge Stelle auf Antrag nach den Art. 4a bis 4e der Richtlinie 

2005/36/EG einen Europäischen Berufsausweis aus. 

2Satz 1 gilt über Art. 2 Abs. 3 hinaus im gesamten Anwen-

dungsbereich der dort genannten Bestimmungen. 

Art. 13b Vorwarnmechanismus 

1Der Vorwarnmechanismus richtet sich nach Art. 56a der 

Richtlinie 2005/36/EG sowie den dazu ergangenen Durch-

führungsrechtsakten. 2Die nach Art. 13 Abs. 4 bis 6 zu-

ständige Stelle unterrichtet die zuständigen Behörden der 

anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union,  

1. wenn gerichtlich festgestellt wurde, dass eine Aner-

kennung der Berufsqualifikation unter Vorlage ge-

fälschter Qualifikationsnachweise beantragt wurde, 

2. wenn Angehörigen eines der in Art. 56a Abs. 1 der 

Richtlinie 2005/36/EG genannten Berufe die Aus 

übung ihres Berufes ganz oder teilweise – auch vo-

rübergehend – untersagt worden ist oder ihnen dies-

bezügliche Beschränkungen auferlegt worden sind. 

[…] 

72. Bayerisches Familiengeldgesetz 

Art. 2 Berechtigte 

(1) 1Anspruch auf Familiengeld hat, wer 

1. seine Hauptwohnung oder seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt im Freistaat Bayern hat, 

2. mit seinem Kind in einem Haushalt lebt und 

3. dieses Kind selbst erzieht. 

2Das gilt nicht, wenn das Kind seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt in einem Staat hat, der nicht Mitgliedstaat der 

Europäischen Union oder auf Grund Unionsrechts oder 

völkerrechtlicher Vereinbarung einem Mitgliedstaat der 

Europäischen Union gleich zu behandeln ist. 
3Ausgenommen sind ferner ausländische Personen, die im 

Freistaat Bayern weder Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer 

oder Selbstständige noch auf Grund des § 2 Abs. 3 des 

Freizügigkeitsgesetzes/EU freizügigkeitsberechtigt sind, 

und ihre Familienangehörigen für die ersten drei Monate 

ihres Aufenthalts. 

[…] 

(5) Eine nicht freizügigkeitsberechtigte ausländische Per-

son ist nur anspruchsberechtigt, wenn sie 

1. eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt in der Europäi-

schen Union oder eine Niederlassungserlaubnis be-

sitzt, 

2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat, 

es sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 
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a) nach § 16 oder § 17 des Aufenthaltsgesetzes 

(AufenthG) erteilt, 

b) nach § 18 Abs. 2 AufenthG erteilt und die Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit darf nach der 

Beschäftigungsverordnung nur für einen bestimm-

ten Höchstzeitraum erteilt werden, 

c) nach § 23 Abs. 1 AufenthG wegen eines Kriegs in 

ihrem Heimatland oder nach den §§ 23a, 24, 25 

Abs. 3 bis 5 AufenthG erteilt oder 

d) nach § 104a AufenthG erteilt oder 

3. eine in Nr. 2 Buchst. c genannte Aufenthaltserlaubnis 

besitzt und sich seit mindestens drei Jahren rechtmä-

ßig, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhält. 

Art. 3 Höhe, Auszahlung und Bezugszeitraum; Verord-

nungsermächtigung 

(1) 1Das Familiengeld beträgt für das erste und zweite 

Kind des Berechtigten jeweils 250 Euro pro Monat, für das 

dritte und jedes weitere Kind des Berechtigten jeweils 300 

Euro pro Monat. 2Soweit sich im weiteren Verlauf die 

Einstufung des Kindes zum Nachteil des Berechtigten 

verändert, ist dies unbeachtlich. 3Bei Mehrlingen zählt die 

höchste Rangstufe für alle Mehrlingskinder. 4Das Staats-

ministerium für Familie, Arbeit und Soziales wird ermäch-

tigt, durch Rechtsverordnung für Fälle, in denen das Kind 

seinen gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 

hat, der auf Grund Unionsrechts oder völkerrechtlicher 

Vereinbarung einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

gleich zu behandeln ist, eine an die Kosten der Lebenshal-

tung am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts angepasste 

Leistungshöhe zu bestimmen.

73. Bayerisches Betreuungsgeldgesetz 

Art. 1 Berechtigte 

(4) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter Ausländer ist nur 

anspruchsberechtigt, wenn diese Person 

1. eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU oder eine 

Niederlassungserlaubnis besitzt, 

2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat, 

es sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 

a) nach § 16 oder § 17 des Aufenthaltsgesetzes 

(AufenthG) erteilt, 

b) nach § 18 Abs. 2 AufenthG erteilt und die Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit darf nach der 

Beschäftigungsverordnung nur für einen bestimm-

ten Höchstzeitraum erteilt werden, 

c) nach § 23 Abs. 1 AufenthG wegen eines Kriegs in 

ihrem Heimatland oder nach den §§ 23a, 24, 25 

Abs. 3 bis 5 AufenthG erteilt oder 

d) nach § 104a AufenthG erteilt oder 

3. eine in Nr. 2 Buchst. c genannte Aufenthaltserlaubnis 

besitzt und sich seit mindestens drei Jahren rechtmä-

ßig, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhält. 

74. Bayerisches Landeserziehungsgeldgesetz 

Art. 1 Berechtigte 

(5) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter Ausländer oder eine 

nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländerin ist nur an-

spruchsberechtigt, wenn diese Person  

1. eine Niederlassungserlaubnis besitzt, 

2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat, 

es sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde 

a) nach § 16 oder § 17 des Aufenthaltsgesetzes 

(AufenthG) erteilt, 

b) nach § 18 Abs. 2 AufenthG erteilt und die Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit darf nach der 

Beschäftigungsverordnung nur für einen bestimm-

ten Höchstzeitraum erteilt werden, 

c) nach § 23 Abs. 1 AufenthG wegen eines Kriegs in 

ihrem Heimatland oder nach den §§ 23a, 24, 25 

Abs. 3 bis 5 AufenthG erteilt, 

d) nach § 104a AufenthG erteilt oder 

3. eine in Nr. 2 Buchst. c genannte Aufenthaltserlaubnis 

besitzt und 

a) sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig ge-

stattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhält und 

b) im Bundesgebiet berechtigt erwerbstätig ist, lau-

fende Geldleistungen nach dem Dritten Buch So-

zialgesetzbuch (SGB III) bezieht oder Elternzeit in 

Anspruch nimmt. 
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L. Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und Pflege 

75. Heilberufe-Kammergesetz 

Art. 22 Anderweitige Ausbildung 

(2) 1Personen, die im Geltungsbereich der Bundesärzte-

ordnung den ärztlichen Beruf auszuüben berechtigt sind 

und nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der 

Europäischen Union [...] einen Ausbildungsnachweis über 

eine abgeleistete spezifische oder besondere Ausbildung 

in der Allgemeinmedizin erworben haben, erhalten auf 

Antrag die entsprechende Anerkennung [...]. 

Art. 24 Ausbildung in anderen EU-Ländern oder EWR-

Vertragsstaaten 

Auf Antrag werden in einem Staat nach Art. 22 Abs. 2 

Satz 1 zurückgelegte Ausbildungszeiten auf den Weiterbil-

dungsgang im Sinn des Art. 23 angerechnet, wenn […] 

Art. 33 Anerkennung der Weiterbildung 

(1) 1Die Anerkennung nach Art. 29 Abs. 1 ist bei der Lan-

desärztekammer zu beantragen. […] 

(5) 1Auf Antrag erhält die Anerkennung nach Art. 29 Abs. 1 

Satz 1, wer einen Ausbildungsnachweis eines Mitglied-

staates der Europäischen Union oder eines anderen Ver-

tragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum oder der Schweiz besitzt, der eine Wei-

terbildung zum Facharzt bescheinigt und nach der Richtli-

nie 2005/36/EG auch unter Berücksichtigung erworbener 

Rechte automatisch anerkannt wird.  

Art. 35 [Weiterbildungsordnung] 

(2) 1In der Weiterbildungsordnung sind insbesondere zu 

regeln […] 

7.  die nach dem einschlägigen Recht der Europäischen 

Union gemäß der Richtlinie 2005/36/EG oder nach dem 

Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum für 

die Staatsangehörigen der Mitglied- oder Vertragsstaa-

ten sowie […] 

Art. 41 Ärzte aus Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union oder EWR-Vertragsstaaten 

(5) Die Landesärztekammer erteilt den zuständigen Be-

hörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 

in denen die in Abs. 1 genannten Ärzte nicht nur vorüber-

gehend oder gelegentlich zur Ausübung ihres Berufs 

berechtigt sind [...] auf Anfrage Auskunft, soweit dies [...] 

für die ordnungsgemäße Durchführung der Beschwerde-

verfahren erforderlich ist.  

(6) 1Die Landesärztekammer erteilt den zuständigen Be-

hörden eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union, in […] 

(8) Abs. 1 bis 7 gelten entsprechend für andere Vertrags-

staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum und Vertragsstaaten, denen Deutschland und 

die Europäische Gemeinschaft oder Deutschland und die 

Europäische Union vertraglich einen entsprechenden 

Rechtsanspruch eingeräumt haben, und deren Staatsan-

gehörige nach Maßgabe der genannten Abkommen.  

76. Bestattungsgesetz 

Art. 9a Verbote von Grabsteinen aus ausbeuterischer 

Kinderarbeit 

(1) 1Der Friedhofsträger kann durch Satzung bestimmen, 

dass Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein nur 

aufgestellt werden dürfen, wenn sie nachweislich ohne 

schlimmste Formen von Kinderarbeit [...] hergestellt wor-

den sind. [...] 

(2) 1Der Nachweis kann im Sinne von Abs. 1 Satz 1 er-

bracht werden durch  

1. eine lückenlose Dokumentation, wonach die Grabstei-

ne oder Grabeinfassungen aus Naturstein ausschließ-

lich in Mitgliedstaaten der Europäischen Union, weite-

ren Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz herge-

stellt worden sind […] 
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77. Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz 

Art. 26 Ausfuhr, Durchfuhr, innergemeinschaftliches 

Verbringen 

(1) 1Die Kreisverwaltungsbehörden sind zuständig für die 

Ausstellung von amtlichen Bescheinigungen für die Aus-

fuhr in Staaten, die nicht Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union sind, das innergemeinschaftliche Verbringen sowie 

den Transit von lebenden Tieren, tierischen Lebensmitteln 

und tierischen Nebenprodukten. [...] 

(2) 1 Die Kontrollbehörde ist zuständig für die Ausstellung 

von Gutachten über die Einhaltung der Anforderungen 

eines Staates, der weder Mitgliedstaat der Europäischen 

Union noch Vertragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum mit Ausnahme von Island 

ist, für Betriebe, die tierische Lebensmittel exportieren, und 

die zugrunde liegende Überprüfung des Betriebs. 2 Sie ist 

ferner zuständig für die Ausstellung von amtlichen Be-

scheinigungen für die Kreisverwaltungsbehörden, soweit 

diese eine solche für die Tätigkeit nach Abs. 1 benötigen. 

Art. 31 Mitteilungen, Datenübermittlungen 

(3) Will ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union seinen Beruf in einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union nicht nur vorüberge-

hend oder gelegentlich ausüben, übermittelt die zuständi-

ge Behörde binnen zwei Monaten der zuständigen Behör-

de des anderen Mitgliedstaates die Unterlagen gemäß 

Anhang VII Nr. 1 Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG.  

(4) Werden Dienstleistungen im Sinn von Art. 5 der Richtli-

nie 2005/36/EG in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-

päischen Union erbracht, erteilt die zuständige Behörde 

den zuständigen Behörden des anderen Mitgliedstaates 

auf Anfrage Auskunft darüber, ob der Dienstleister zur 

Berufsausübung oder Führung der Berufsbezeichnung 

berechtigt ist, sowie über dessen gute Führung und be-

rufsbezogene disziplinarische oder strafrechtliche Sanktio-

nen.  

(5) Die zuständige Behörde erteilt den zuständigen Behör-

den anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in 

denen eine Dienstleistung im Sinn von Art. 5 der Richtlinie 

2005/36/EG erbracht worden ist oder in denen der Dienst-

leister nicht nur vorübergehend oder gelegentlich zur 

Ausübung seines Berufs berechtigt ist, auf Anfrage Aus-

kunft, soweit dies bei Beschwerden von Dienstleistungs-

empfängern gegen einen Dienstleister für die ordnungs-

gemäße Durchführung der Beschwerdeverfahren erforder-

lich ist.  

(6) Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend für andere Vertrags-

staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum und Vertragsstaaten, denen Deutschland und 

die Europäische Gemeinschaft oder Deutschland und die 

Europäische Union vertraglich einen entsprechenden 

Rechtsanspruch eingeräumt haben, und deren Staatsan-

gehörige nach Maßgabe der genannten Abkommen. zu 

übermitteln. […]  

78. Bayerische Hebammenberufsordnung 

§ 1 Geltungsbereich 

1Diese Verordnung gilt für Hebammen und Entbindungs-

pfleger, die in Bayern ihren Beruf ausüben. 2Sie gilt mit 

Ausnahme von § 7 auch für Hebammen und Entbindungs-

pfleger, die Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 

der Europäischen Union oder eines anderen Vertrags-

staats des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum sind und die als Dienstleistungserbringer im 

Sinn des Art. 57 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union vorübergehend und gelegentlich in 

Bayern tätig sind.  

 

79. Weiterbildungsordnung für Ärzte im Gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen“ 

§ 5a 

(1) Auf Antrag erhält die Anerkennung nach § 2 Abs. 1 wer 

einen Ausbildungsnachweis über eine Weiterbildung im 

Gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen“ besitzt, der nach 

der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-

nung von Berufsqualifikationen (ABl L 255 S. 22, ber. 2007 

ABl L 271 S. 18, 2008 ABl L 93 S. 28, 2009 ABl L 33 S. 

49) in der jeweils geltenden Fassung, auch unter Berück-

sichtigung erworbener Rechte automatisch anerkannt wird. 

(2) 1Wer einen Ausbildungsnachweis über eine Weiterbil-

dung im Gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen“ besitzt, 

der nicht nach Abs. 1 automatisch anerkannt wird, erhält 

die Anerkennung nach § 2 Abs. 1 unter den Vorausset-

zungen von Art. 10 Buchst. b, d oder g und Art. 13 der 

Richtlinie 2005/36/EG. 2Die Antragstellenden haben eine 

Eignungsprüfung abzulegen, wenn die Dauer der Weiter-

bildung, die sie gemäß Art. 13 der Richtlinie 2005/36/EG 

nachweisen, mindestens ein Jahr unter der in dieser Wei-

terbildungsordnung geforderten Weiterbildungszeit liegt 

oder wenn sich der Inhalt ihrer Weiterbildung wesentlich 

von dem in dieser Weiterbildungsordnung vorgesehenen 

Inhalt unterscheidet. 3Satz 2 gilt nicht, soweit die von den 

Antragstellenden im Rahmen ihrer Berufspraxis erworbe-

nen Kenntnisse und Fähigkeiten den wesentlichen Unter-

schied ausgleichen. [...] 
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